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3. JAHRGANG

STOLBERG, DEN 24.JULI 2012 NR. 8

BEKANNTMACHUNG

Widmungsverfiigung der Stadt Stolberg Rhld.)

Das auf den Grundstiicken Gemarkung Breinig, Flur
30, Flurstiicke 612 und 670, befindliche Teilstlick der
Stralle Kochsgasse (Stichstralle zu den Hausern
Kochsgasse 1 b bis 1 d) wird nach § 6 des StralRen-
und Wegegesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen
(StrwG NRW) vom 23.09.1995 (GV. NRW. S. 1028,
berichtigt GV. NRW. 1996 S. 81, 141,216 und 355),
zuletzt geéndert durch Art. 1 des Gesetzes vom
22.12.2011 (GV. NRW. S. 731), dem offentlichen
Verkehr gewidmet. Diese StichstraBe wird ihrer
Verkehrsfunktion entsprechend in die StralRengruppe
Gemeindestral3e im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrWG
NRW in Verbindung mit § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW
eingestuft. Die von dieser Widmung erfasste
Verkehrsflache ist in dem Plan, der Bestandteil dieser
Widmungsverfiigung ist, ersichtlich.

Die Widmungsverfigung wird hiermit o6ffentlich
bekannt gemacht; sie gilt nach 8 41 Abs. 4 Satz 4 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999
(GV. NRW. S. 602), zuletzt geéndert durch Art. 1 des
Gesetzes vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 296) mit
Ablauf des ersten Tages nach der Veréffentlichung im

Amtlichen Mittelungsblatt der Stadt Stolberg (Rhld.) —
Amtsblatt — als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Widmungsverfiigung kann innerhalb eines
Monats nach deren Bekanntgabe beim Verwaltungs-
gericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen,
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten
der Geschéftsstelle Klage erhoben werden.

Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevoll-
méchtigten versaumt werden sollte, geht dieses
Verschulden zu Lasten des Klagers.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur
Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben werden.

Hinweis der Verwaltung:

Durch die Burokratieabbaugesetze | und Il ist das
einer Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchs-
verfahren entfallen. Zur Vermeidung unnétiger Kosten
wird empfohlen, sich vor der Erhebung der Klage mit
der zustandigen Verwaltungsdienststelle — dem
Tiefbauamt der Stadt Stolberg (Rhld.) — in Verbindung
zu setzen. In vielen Fallen kénnen so etwaige
Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld der Klage sicher
behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat wird
hierdurch jedoch nicht verlangert.

Stolberg (Rhid.), den 18.06.2012

Der Burgermeister
Im Auftrag

Gez. Kistermann
Fachbereichsleiter
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BEKANNTMACHUNG

Satzung vom 18.06.2012
Uber die Erhebung von Erschlielungsbeitragen
fur den
Ausbau der Strafl3e ,Am Wingertsberg“ (von
Schitzheide bis Haus Nr. 13)

Aufgrund des § 132 Baugesetzbuch (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I. S. 1509),
der 88 7 und 41 Abs. 1 f) der Gemeindeordnung fiir
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.94 (GV NW
S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW S. 685), sowie
des § 8 Abs. 4 der Satzung uber die Erhebung von
ErschlieBungsbeitragen -
Erschlieungsbeitragssatzung - der Stadt Stolberg
vom 26.07.1988 in der Fassung der 2. Nachtrags-
satzung vom 21.12.1995, hat der Rat der Stadt
Stolberg (Rhld.) in seiner Sitzung am 22.05.2012
folgende Abweichungssatzung beschlossen:

§1
Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf
ein Teilstick der Stralle ,Am Wingertsherg®,
beginnend an der Stral3e ,Schitzheide* und endend
an der hinteren Grundsticksgrenze des Hauses ,Am
Wingertsberg 13" vor dem einmindenden Wirtschafts-
weg (sh. Planausschnitt).
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§2
Merkmale der endgiltigen Herstellung

Fur ErschlieBungsanlage ,Am Wingertsberg“ (von
Schiitzheide bis Haus Nr. 13) werden die Merkmale
der endglltigen Herstellung abweichend von § 8 Abs.
1 der ErschlieBungsbeitragssatzung wie folgt festge-
setzt:

a) Fahrbahn mit Unterbau und Decke:
Die Decke kann aus Asphalt, Teer, Beton, Pflaster
oder einem ahnlichen Material neuzeitlicher Bau-
weise bestehen;

b) betriebsfertige Entwasserungseinrichtungen mit
Anschluss an die Kanalisation;

c) Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig;
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In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer offentlichen
Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit 6ffentlich
bekanntgemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass
eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgefihrt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemaf bekannt-
gemacht worden,

c) der Birgermeister hat den Satzungsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber
der Stadt Stolberg (Rhld.) vorher gertigt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stolberg, 18.06.2012

Ferdi Gatzweiler
Der Burgermeister




BEKANNTMACHUNG

Satzung Uber die Abfallentsorgung in der Stadt
Stolberg (Rhld.) vom 21.06.2000 in der Fassung
der 7. Nachtragssatzung vom 26.06.2012

Aufgrund der 88 7 und 8 der Gemeindeordnung flr
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW., S.
666), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 13.12.2011 (GV. NRW.2011, S. 685), der 88 8
und 9 des Abfallgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt ge-
andert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17.12.2009
(GV. NRW, S. 863,975), des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes(KrWG) vom 24.02.2012 (BGBI. |, 2012,S.
212 ff), § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom
19.06.2002 (BGBI. | 2002, S.1938ff.), zuletzt gedndert
durch Artikel 5 Abs. 23 des Gesetzes zur Neuordnung
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom
24.02.2012 (BGBI. | 2012, S. 257) sowie des § 17 des
Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. I,
S. 602), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 29.07.2009 (BGBI. I, S. 2353), der Zweck-
verbandssatzung des Entsorgungszweckverbandes
RegioEntsorgung vom 01.02.2010 und der Satzung
fir das Kommunalunternehmen ,RegioEntsorgung,
Anstalt des offentlichen Rechts" des Zweckverbandes
RegioEntsorgung vom 22.11.2005 - in der jeweils
geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Stolberg in
seiner Sitzung vom 26.06.2012 folgende Satzung
beschlossen:

§1
Aufgaben und Ziele

(1) Die Stadt Stolberg betreibt die Abfallentsorgung in
ihrem Gebiet nach Maf3gabe der Gesetze und dieser
Satzung als o6ffentliche Einrichtung. Diese o6ffentliche
Einrichtung wird als ,kommunale Abfallentsorgungs-
einrichtung* bezeichnet und bildet eine rechtliche und
wirtschaftliche Einheit.

(2) Die Stadt Stolberg erfillt insbesondere folgende
abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zuge-
wiesen sind:

1. Einsammeln und Befordern von Abféllen, die im
Stadtgebiet anfallen.

2. Information und Beratung Uber die Moglichkeiten
der Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von
Abfallen.

3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von
StraBenpapierkérben, soweit dies nach den
ortlichen Gegebenheiten erforderlich ist.

4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallab-
lagerungen von den der Allgemeinheit zugang-
lichen Grundstiicken im Stadtgebiet.

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung,
Lagerung, Verbrennung und Deponierung der Abfélle
wird vom Zweckverband Entsorgungsregion West
(ZEW) nach einer von ihm hierfur erlassenen
Abfallsatzung wahrgenommen, soweit die Verwertung
von Abféllen zur Verwertung nicht durch die Stadt
Stolberg selbst oder uber beauftragte Dritte erfolgt.

(4) Die Stadt Stolberg kann sich zur Durchfiihrung der
Aufgaben nach den Absatzen 1 bis 3 Dritter bedienen
(8 22 KrWG).

(5) Die Stadt Stolberg wirkt darauf hin, dass bei
Veranstaltungen, die auf Grundstiicken oder in 6ffent-
lichen Einrichtungen der Stadt durchgefihrt werden,
die MaRgaben des § 2 LAbfG NRW beachtet und
insbesondere vorrangig Gebrauchsguter verwendet
werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder
Verwertbarkeit auszeichnen.

§2
Abfallentsorgungsleistungen der Stadt Stolberg

(1) Die Entsorgung von Abféllen durch die Stadt
Stolberg umfasst das Einsammeln und Beférdern der
Abféalle zu den Abfallentsorgungsanlagen oder Mull-
umschlagstationen des ZEW, wo sie sortiert,
verwertet oder umweltvertraglich beseitigt werden.
Wiederverwertbare Abféalle werden getrennt einge-
sammelt und befdrdert, damit sie einer Verwertung
zugefuhrt werden kénnen.

(2) Im Einzelnen erbringt die Stadt Stolberg
gegeniber den Benutzern der kommunalen Abfall-
entsorgungseinrichtung folgende Abfallentsorgungs-
leistungen:

1. Einsammeln und Befordern von Abfallen zur
Beseitigung und Verwertung aus Haushaltungen.

2. Einsammeln und Beftrdern von Bioabféllen. Unter
Bioabfallen sind hierbei alle im Abfall enthaltenen
biologisch abbaubaren nativ- und derivativ-
organischen Abfallanteile zu verstehen, d.h. alle
im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren
organischen Abfallanteile.

3. Einsammlung und Befdrderung von sperrigen
Abfallen/Sperrmull.

4. Einsammeln und Befoérderung von Elektro- und
Elektronikgeraten im Sinne des ElektroG.

5. Information und Beratung lber die Vermeidung,
Verwertung und Entsorgung von Abfallen.
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6. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von
StralRenpapierkdrben.

7. Einsammlung und Transport von Abféallen zur
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen.

Das Einsammeln und Beférdern der Abfélle erfolgt
durch eine grundsticksbezogene Abfallentsorgung
mit  Abfallgefallen, durch grundsticksbezogene
Sammlungen im Holsystem sowie durch eine
getrennte Einsammlung von Abféllen auf3erhalb der
regelméaRigen grundstiicksbezogenen Abfallentsor-
gung. Die naheren Einzelheiten sind in den 88 4, 10-
16 dieser Satzung geregelt.

§2a
Abfallentsorgungsleistungen Dritter

(1) Das Einsammeln und Befdrdern von gebrauchten
Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier/
Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im
Rahmen der privatwirtschaftlichen Dualen Systeme.

(2) Das Einsammeln und Befoérdern von Altpapier
wurde dem Entsorgungszweckverband RegioEnt-
sorgung Ubertragen.

(3) Das Einsammeln und Beférdern von
schadstoffhaltigen Abféllen in stationaren Sammel-
stellen und/oder mit Schadstoffmobilen wurde dem
ZEW durch o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung uber-
tragen.

§3
Ausgeschlossene Abfélle

(1) Vom Einsammeln und Beférdern durch die Stadt
Stolberg sind gemalR § 20 Abs. 2 KrWG mit
Zustimmung der zustandigen Behdrde ausge-
schlossen:

1. Folgende Abfélle, die aufgrund einer Rechts-
verordnung nach 8§ 25 KrwG einer Rucknahme-
pflicht unterliegen, bei denen entsprechende
Rucknahmevorrichtungen tatséchlich zur Verfi-
gung stehen und bei denen die Stadt Stolberg
nicht durch Erfassung als ihr Gbertragene Aufgabe
bei der Ricknahme mitwirkt (§ 20 Abs. 2 Satz 1
KrwaG):

Verkaufsverpackungen, die im Dualen System
entsorgt werden.

2. Abfalle zur Beseitigung aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen,
insbesondere aus Industrie- und Gewerbe-
betrieben, soweit diese nach Art, Menge oder
Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen
anfallenden Abfallen eingesammelt, beférdert
oder beseitigt werden kénnen oder die Sicherheit

51

der umweltvertraglichen Beseitigung im Einklang
mit den Abfallwirtschaftsplanen des Landes durch
einen anderen Entsorgungstrager oder Dritten
gewabhrleistet ist (8§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrwWG).
Diese Abfélle sind in der als Anlage 1 zu dieser
Satzung beigefiigten Liste aufgefiihrt; die Liste ist
Bestandteil dieser Satzung.

(2) Die Stadt Stolberg kann den Ausschluss von der
Entsorgung mit Zustimmung der zustandigen Behorde
widerrufen, wenn die Voraussetzungen fir den
Ausschluss nicht mehr vorliegen (8 20 Abs. 2 Satz 3
KrwaG).

8§84
Sammeln von schadstoffhaltigen Abféallen

(1) Abfalle aus privaten Haushaltungen, die wegen
ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung
des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten
Entsorgung bedirfen (geféhrliche Abfalle i.S.d. § 3
Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der
Abfallverzeichnis-Verordnung) und die in der als
Anlage 2 zu dieser Satzung beigeflgten Liste
beispielhaft aufgefuhrt sind, werden vom ZEW bei den
von ihm betriebenen stationdren Sammelstellen
und/oder mobilen Sammelfahrzeugen angenommen.
Dies gilt auch fir Kleinmengen vergleichbarer Abfélle
aus Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit
sie mit den in Satz 1 genannten Abfallen entsorgt
werden kdnnen.

(2) Neben den schadstoffhaltigen Abfallen kdnnen
auch Elektro- und Elektronikgerate im Sinne des
ElektroG mit einer max. Kantenlange von 30 cm sowie
Gasentladungslampen am Schadstoffmobil ange-
nommen werden.

(3) Schadstoffhaltige Abféalle und Kleinelektrogerate
durfen nur zu den bekanntgegebenen Terminen an
den Sammelstellen und Sammelfahrzeugen ange-
liefert werden. Die Standorte der Sammelstellen und
Sammelfahrzeuge werden von der Stadt bekannt-
gegeben.

§5
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentimer eines im Gebiet der Stadt
Stolberg liegenden Grundstiicks ist im Rahmen der
88 2 bis 4 dieser Satzung berechtigt, von der Stadt
Stolberg den Anschluss seines Grundstickes an die
kommunale Abfallentsorgungseinrichtung zu ver-
langen (Anschlussrecht).

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere
Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt Stolberg haben im
Rahmen der 88 2 bis 4 dieser Satzung das Recht, die
auf ihren Grundstiicken oder sonst bei ihnen an-
fallenden Abfélle der kommunalen Abfallentsorgungs-
einrichtung zu Uberlassen (Benutzungsrecht).



§6
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentimer eines im Gebiet der
Stadt/Gemeinde liegenden Grundstlickes ist ver-
pflichtet, sein Grundstick an die kommunale
Abfallentsorgungseinrichtung anzuschlieen, wenn
das Grundstick von privaten Haushaltungen zu
Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). Der
Eigentumer eines Grundstickes als Anschluss-
pflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer ( z.B.
Mieter, Pachter ) auf einem an die kommunale
Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstick ist
verpflichtet, im Rahmen der 8§ 2 bis 4 die auf seinem
Grundstuick oder sonst bei ihm anfallenden Abfélle zur
Beseitigung und Abfalle zur Verwertung aus privaten
Haushaltungen der kommunalen Abfallentsorgungs-
einrichtung zu Uberlassen (Benutzungszwang).
Abfélle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17
Abs. 1 Satz 1 Kr'WG i.V.m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfélle,
die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten
Lebensfiihrung anfallen, insbesondere in Wohnungen
und zugehorigen Grundsticks- oder Geb&audeteilen
sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie
Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten
Wohnens.

(2) Eigentimer von Grundsticken und Abfall-
erzeuger/Abfallbesitzer auf Grundstiicken, die nicht zu
Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich/
industriell genutzt werden, haben gleichermal3en die
Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen
Grundstiicken Abfélle zur Beseitigung im Sinne des §
3 Abs.1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben
nach § 7 Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung ftr
gewerbliche Siedlungsabfalle im Sinne des § 2 Nr. 1
GewADbfV eine Pflicht-Restmulltonne zu benutzen. Die
Zuteilung des Gefal3volumens fir die Pflicht-Restmuill-
tonne erfolgt auf der Grundlage der MaflRgaben in § 11
Abs. 3 dieser Satzung. Gewerbliche Siedlungsabfalle
sind nach 8 2 Nr. 1 GewAbfV, Siedlungsabfélle aus
anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-
Verordnung aufgefuihrt sind, insbesondere gewerb-
liche und industrielle Abfalle, die Abféllen aus privaten
Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit und
Zusammensetzung ahnlich sind sowie Abfalle aus
privaten und 6ffentlichen Einrichtungen.

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs.
1 und Abs. 2 besteht auch fur Grundsticke, die
anderweitig z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken
genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grund-
stiicke). Die Nutzung einer gemeinsamen Restmuill-
tonne durch die privaten Haushaltungen und die
Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungs-
abfallen ist auf Antrag mdglich.

(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang (8 6 Abs. 1
und 2) erstreckt sich auch auf Kleingartenabfélle.

§7
Ausnahmen vom Benutzungszwang

Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht,

- soweit Abfalle gemaR § 3 Abs. 1 oder § 3 Abs. 3
dieser Satzung von der kommunalen Abfallent-
sorgungseinrichtung ausgeschlossen sind;

- soweit Abfélle einer Ricknahme- oder Riickgabe-
pflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25
KrwWG unterliegen und die Stadt Stolberg an deren
Ricknahme nicht mitwirkt (8 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
KrwaG);

- soweit Abfalle in Wahrnehmung der Produkt-
verantwortung nach 8 23 KrwG freiwillig zurtckge-
nommen werden, wenn dem zuriicknehmenden
Hersteller oder Vertreiber durch die zustdndige
Behorde ein Freistellungs- oder Feststellungs-
bescheid nach § 26 Abs. 4 oder Abs. 6 KrWG erteilt
worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Ki(WG).

- soweit Abfalle zur Verwertung, die nicht gefahrlich im
Sinne des 8 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach §
17 Abs.2 Satz 1 Nr. 3, 8 18 KrWG zulassige, gemein-
nitzige Sammlung einer ordnungsgemaflen und
schadlosen Verwertung zugefiihrt werden;

- soweit Abfalle, die nicht gefahrlich im Sinne des § 3
Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1
Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulassige gewerbliche
Sammlung einer ordnungsgeméflen und schadlosen
Verwertung zugefuhrt werden.

§8
Ausnahmen vom Anschluss- u. Benutzungszwang
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die
kommunale Abfallentsorgungseinrichtung besteht bei
Grundsticken, die von privaten Haushaltungen zu
Wohnzwecken genutzt werden, soweit der/die
Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige schlissig
und nachvollziehbar nachweist, dass er/sie nicht nur
willens, sondern auch fachlich und technisch in der
Lage ist, alle auf dem Grundstick anfallenden
kompostierbaren Stoffe ordnungsgemaf und schadlos
i.S.d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstick selbst
so zu behandeln, dass eine Beeintrachtigung des
Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch
Geruche oder Siedlungsungeziefer (z.B. Ratten), nicht
entsteht (Eigenverwertung). Die Stadt Stolberg stellt
auf der Grundlage der Darlegung der/des Anschluss-
und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang gemal 8§ 17 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz Kr\wG
besteht.

(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht bei Grundstiicken, die nicht zu
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Wohnzwecken, sondern anderweitig, z.B. industriell/
gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt werden,
wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist,
dass er/sie die bei ihm anfallenden Abfélle zur
Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbe-
seitigung) und keine Uberwiegenden offentlichen
Interessen eine Uberlassung der Abfélle zur
Beseitigung erfordern. Die Stadt Stolberg stellt auf der
Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss-
und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Aus-
nahme vom Anschluss- und Benutzungszwang
gemal § 17 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG besteht.

§9
Selbstbeférderung zu Abfallentsorgungsanlagen

Erzeuger/Besitzer von Abféllen, deren Einsammeln
und Befordern durch die Stadt Stolberg gemal § 3
dieser Satzung ausgeschlossen ist, sind verpflichtet,
ihnre Abfalle zum Zwecke des Verwertens, Be-
handelns, Lagerns oder Ablagerns entsprechend der
Satzung Uber die Abfallentsorgung im ZEW zu der
vom ZEW angegebenen Sammelstelle, Behandlungs-
anlage oder Abfallentsorgungsanlage zu beférdern
oder befordern zu lassen. Soweit der ZEW das
Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfélle
ebenfalls ausgeschlossen hat, sind die Abfélle zum
Zwecke des Behandelns, Lagerns oder Ablagerns zu
einer sonstigen dafur zugelassenen Abfallent-
sorgungsanlage zu beférdern oder beférdern zu
lassen.

8§10
Abfallbehalter und Abfallsacke

(1) Die Stadt Stolberg bestimmt nach Malgabe der
folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der
Abfallbehalter, deren Standplatz auf dem Grundstiick,
ob und wie die Abfalle voneinander getrennt zu halten
sind sowie die Haufigkeit und den Zeitpunkt der
Abfuhr.

(2) Die Abfuhr der Abfalle zur Beseitigung erfolgt
wochentlich, 2-wochentlich, 3-wdchentlich  bzw.
monatlich je nach Art und Volumen des Abfall-
behélters; die Abfuhr der Verpackungsabfélle erfolgt
2-wdchentlich. Die Abfuhrtage werden in geeigneter
Weise (Veroffentlichung oder Abfallkalender) bekannt-
gegeben.

(3) Fur das Einsammeln von Abféllen sind folgende
Abfallbehalter zugelassen:

a) Ringtonnen (Kunststoff) (351)
b) Euronormbehalter (401)
c) Euronormbenhélter (601)
d) Euronormbehélter (801)
e) Euronormbehélter (1201)
f) Euronormbehdlter (2401)
g) Euronormbehélter (Container) (7701

h) Euronormbehalter (Container) (1.12001)
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Neben den oben aufgefiihrten Abfallbehaltern dirfen
auch gebuhrenpflichtige amtliche Abfallsécke mit 60 |
Inhalt benutzt werden.

8§11
Anzahl und GroRRe der Abfallbehéalter

(1) Fur jedes anschlusspflichtige Grundstick ist
mindestens 1 Abfallbehalter fir Restmdll vorzuhalten.
Die Bereitstellung erfolgt auf Veranlassung des
Grundstilickseigentiimers.

(2) Jeder Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet, pro
Grundstiicksbewohner und Woche ein Mindestrest-
mdllvolumen von 7,5 Litern vorzuhalten. Die Zuteilung
des GefalRvolumens bei dem Restmillgefa? erfolgt
auf der Grundlage des festgesetzten Mindestrestmuill-
volumens pro Grundstiicksbewohner und Woche.
MaRgebend sind die Grundsticksbewohner, die laut
Melderegister dort mit Hauptwohnsitz gefuhrt werden.
Personen, die ihren Aufenthalt nachweislich Uber-
wiegend ins Ausland verlegt haben, werden auf
schriftichen Antrag hin nicht in die Berechnung
einbezogen.

Anschlusspflichtige, die auf dem Grundstick an-
fallende Bioabfélle selbst kompostieren und den so
erzeugten Kompost selbst verwerten, erhalten auf
Antrag einen Abschlag auf das personenbezogene
Mindestrestmdllvolumen von 1/3 der vorgeschrie-
benen Literzahl.

Voraussetzung fur die Gewahrung des Abschlags ist,
dass das Grundstiick im Verhaltnis zur Anzahl der
Bewohner gro3 genug ist, d.h. dass in der Regel pro
Bewohner mindestens 30 gm unversiegelte Flache fiir
die Aufbringung des Kompostes zur Verfligung
stehen. Es dirfen keine kompostfahigen Abfélle Uber
die Restmilltonne und die Griinschnittsammlung
entsorgt werden.

Den Mitarbeitern der Stadt ist hinsichtlich der
gemachten Angaben ein Kontrollrecht einzurdumen.

(3) Fur die Abfuhr von Abfallen aus anderen
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen wird
der Behalterbedarf fiir Abfalle zur Beseitigung unter
Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten ermittelt.
Je Einwohnergleichwert wird ein Mindest-Gefaf3-
volumen von 7,5 Litern pro Woche zur Verfigung
gestellt.

Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Ab-
fallerzeuger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung
von Vermeidungs- und Verwertungsmoglichkeiten, ein
geringeres Mindest-GefalRvolumen zugelassen
werden. Die Stadt/Gemeinde legt aufgrund der
vorgelegten Nachweise und ggf. eigenen Ermitt-
lungen/Erkenntnissen das zur Gewahrleistung einer
ordnungsgemafen Entsorgung erforderliche Behalter-
volumen fest.



Einwohnergleichwerte werden nach folgender Rege-
lung festgestellt;

je Ein-
Unternehmen/Institution Platz/Beschaftigten | wohner-
/ gleichwert
Bett

a) Krankenhauser, Kliniken je Platz 1
und ahnliche Einrichtungen
b) éffentl. Verwaltungen, je 3 Beschéftigte 1
Geldinstitute, Verbande,
Krankenkassen,
Versicherungen, selbstandig
Tatige der freien Berufe
selbstandige Handels-,
Industrie- und
Versicherungsvertreter
¢) Schulen, Kindergarten je 10 Schiler/Kind 1
d) Speisewirtschaften, je Beschaéftigten 4
Imbissstuben
e) Gaststattenbetriebe, die nur | je Beschéftigten 2
als Schankwirtschaft
konzessioniert sind, Eisdielen
f) Beherbergungshetriebe je 4 Betten 1
g) Lebensmitteleinzel- und je Beschéftigten 2
GroRhandel
h) sonstige Einzel- u. je Beschaéftigten 05
Grol3handel
i) Industrie, Handwerk u. je Beschaftigten 05
ubrige Gewerbe

(4) Beschaftigte im Sinne des § 11 Abs. 3 sind alle in
einem Betrieb Tatige (z.B. Arbeithehmer, Unter-
nehmer, mithelfende Familienangehotrige, Auszu-
bildende) einschlieB3lich Zeitarbeitskrafte. Halbtags-
Beschaftigte werden zu % bei der Veranlagung
bertcksichtigt. Beschaftigte, die weniger als die Halfte
der brancheniblichen Arbeitszeit beschéftigt sind,
werden bei der Veranlagung zu ¥ beriicksichtigt.

(5) Auf Grundstucken, auf denen Abfélle aus privaten
Haushaltungen und Abfalle aus anderen Herkunfts-
bereichen anfallen, die gemeinsam in einem Restmill-
gefall gesammelt werden kénnen, wird das sich nach
§ 11 Abs. 3 berechnete Behdltervolumen zu dem
nach § 11 Abs. 2 zur Verfligung zu stellende Behalter-
volumen hinzugerechnet.

(6) Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungs-
terminen festgestellt, dass das Dbereitgestellte
Mindest-Behéltervolumen nicht ausreicht, so hat der
Grundstiickseigentimer die Aufstellung eines Abfall-
gefaBes mit dem néchst groReren Behéaltervolumen
zu dulden (z.B. 120 Liter statt 80 Liter).

§12
Standplatz und Transportweg fur Abfallbehalter

Die gefullten Abfallbehdlter, Abfallsdcke und der
Sperrmll sind so aufzustellen, dass Ful3géanger und

der StraBenverkehr nicht gefahrdet werden. Die
Anweisungen der Beauftragten der stadtischen
Abfallbeseitigung bezuglich der Wahl des Stand-
platzes sind zu befolgen. Wo das Sammelfahrzeug
nicht vorfahren kann, missen die Abfélle diesem
entgegen gebracht werden bis zur StralRe, in der die
Entsorgung durchgefihrt wird. Es besteht keine
Verpflichtung der Stadt, Abfalle zu entsorgen, die an
einer nicht dem offentlichen Verkehr gewidmeten
Strale zur Abholung bereitgestellt werden. Vielmehr
kann die Stadt verlangen, dass Abfélle zur néchsten
dem offentlichen Verkehr gewidmeten Stralle
gebracht werden. Bei Eis und Schnee ist der Standort
der Abfallbehalter vor Aufstellung der Behalter von Eis
und Schnee zu séubern. Nach Entleerung sind die
Abfallbehalter ohne Verzug von der Strale zu
entfernen.

§13
Benutzung der Abfallbehalter

Die mit Stand 31.12.2000 in Gebrauch befindlichen
Kunststoffringtonnen mit 35 | Volumen werden ab
01.01.2001 weiterhin durch das Abfallentsorgungs-
unternehmen abgefahren. Die bisher in Gebrauch
befindlichen 35 | Stahlringtonnen sowie 50 | Ring-
tonnen (Kunststoff und Stahl) dirfen ab 01.01.2001
nicht mehr benutzt werden.

Die Abfallbehalter werden, soweit sie nicht mit
Zustimmung der Stadt durch den Grundsticks-
eigentimer angeschafft und benutzt werden, durch
das Abfallentsorgungsunternehmen gestellt und sind
im ordnungsgemafen Zustand zu unterhalten. Sie
bleiben im Eigentum des von der Stadt beauftragten
Abfallentsorgungsunternehmens.

Ersatzbeschaffungen von 35 | Kunststoffringtonnen
sind weiterhin durch den Anschlusspflichtigen vor-
zunehmen.

(2) Die Abfalle missen in die von der Stadt Stolberg
gestellten Abfallbehalter oder die dafir zur Verfugung
gestellten Depotcontainer entsprechend deren Zweck-
bestimmung eingefiillt werden. Abfélle dirfen nicht in
einer anderen Weise zum Einsammeln bereitgestellt
oder neben die Abfallbehélter oder Depotcontainer
gelegt werden. Die Bereitstellung hat am Abfuhrtag
bis 06.00 Uhr, friihestens am Vortag ab 18.00 Uhr, zu
erfolgen.

(3) Der Grundstickseigentimer hat dafir zu sorgen,
dass die Abfallbehalter allen Hausbewohnern zugéng-
lich sind und ordnungsgemal benutzt werden kénnen.

(4) Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfalle
nach Glas, Altpapier, Metallen, Kunststoffen, Ver-
bundstoffen, Griinabfallen, Bioabfallen (hier: Kiichen-
abfalle) sowie Restmill getrennt zu halten und wie
folgt zur Einsammlung im Rahmen der Abfallent-
sorgung durch die Stadt Stolberg bereitzustellen bzw.
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anzudienen. Die Annahme von Grin- und Garten-
abfallen bzw. Bioabfallen (hier: Kiichenabfalle) an den
Sammelstellen in den Ortsteilen (Depotcontainer) und
auf dem Recyclinghof des Abfallentsorgungsunter-
nehmens erfolgt unter Vorlage der Abfallcard der
Stadt Stolberg, die jedem an die Abfallbeseitigung
angeschlossenen Haushalt Uber den Grundstiicks-
eigentumer zur Verflgung gestellt wird. Die
Mitarbeiter des beauftragten Abfallentsorgungsunter-
nehmens sind berechtigt, die Vorlage der Abfallcard
der Stadt Stolberg zu verlangen.

1. Glas ist sortiert nach Weil3-, Braun- und Gringlas
in die bereitgestellten Depotcontainer (Sammel-
container) einzufillen.

2. a) Grin- und Gartenabfélle, die nicht der Eigen-
kompostierung zugefiihrt werden, sind an den
Depotcontainern (Annahmestellen in den Orts-
teilen) oder auf dem Recyclinghof des Abfall-
entsorgungsunternehmens jeweils wéahrend der
bekannt gegebenen Offnungszeiten anzuliefern.
Angenommen werden Anlieferungen bis maximal
2 Kubikmeter.

b) Bioabféalle (hier: Kichenabfalle) kénnen auf
freiwilliger Basis auf dem Recyclinghof des
Abfallentsorgungsunternehmens und an den
Depotcontainern in den Ortsteilen in haushalts-
Ublichen Mengen angeliefert werden. Dies gilt
nicht fur ungekochte und gekochte Speisereste
tierischer Herkunft. Diese sind in die Restmuill-
Abfallbehalter einzufillen.

3. Metalle, Kunststoffe, Verbundstoffe (Verkaufs-
verpackungen aus diesen Materialien) sind in den
gelben Sack einzufiillen, der dem Abfallbesitzer
zur Verfligung gestellt wird und in diesem gelben
Sack zur Abholung bereitzustellen.

4. Elektro- und Elektronikgerdte im Sinne des
ElektroG durfen nicht tber die Restmulltonne bzw.
andere Abfallbehéltnisse entsorgt werden. Die
Abfallbesitzer sind verpflichtet, diese Geréate
separat zu halten und Uber die Stadt nach
Anmeldung Uber die Sperrmillabfuhr abholen zu
lassen. Alternativ kbénnen Elektro- und Elektronik-
gerate auch selbst zu der Sammelstelle auf dem
Entsorgungs- und Logistikzentrum  Alsdorf-
Warden und auf dem kommunalen Recyclinghof
in Stolberg angeliefert werden. Fur kleine
Elektrogerate (Rasierapparat, Fo6n, Taschen-
rechner pp.) mit einer max. Kantenlange von 30
cm gibt es zusatzlich die Abgabemdglichkeit am
Schadstoffmobil.

5. Der verbleibende Restmill ist in den Restmill-
Abfallbehalter einzufillen, der auf dem Grund-
stiick des Abfallbesitzers zur Verfliigung steht und
in diesem Behalter zur Abholung bereitzustellen.
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(5) Die Abfallbehalter sind schonend zu behandeln.
Sie dirfen nur soweit geflillt werden, dass sich der
Deckel schlieBen lasst. Abfélle durfen nicht in
Abfallbehélter eingestampft, gepresst oder in ihnen
verbrannt werden. Es ist nicht gestattet, brennende,
gluihende oder heiBe Abfélle in Abfallbehédlter zu
fullen.

(6) Sperrige Gegenstande, Schnee und Eis sowie
Abfélle, welche die Abfallbehalter oder das Sammel-
fahrzeug beschadigen oder ungewohnlich ver-
schmutzen kénnen, dirfen nicht in die Abfallbehalter
und Abfallsacke gefillt werden.

(7) Die Haftung fur Schaden, die vor allem durch
unsachgemale Behandlung der Abfallbehalter oder
durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstande an
den Sammelfahrzeugen entstehen, richtet sich nach
den allgemeinen Vorschriften.

(8) Die Stadt Stolberg gibt die Termine fir die
Einsammlung verwertbarer Stoffe und die Standorte
der Annahmestellen/der Depotcontainer (Sammel-
container) rechtzeitig bekannt.

(9) Zur Vermeidung von Larmbelastigungen dirfen
Depotcontainer fir Altglas nur werktags in der Zeit
von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr benutzt werden.

(10) Wiederverwertbare Abfallstoffe bzw. Abfalle
durfen nicht neben aufgestellten Depotcontainern
abgestellt werden.

(11) Die auf 6ffentlichen Straf3en, Wegen und Platzen,
in offentl. Anlagen oder in der freien Landschaft auf-
gestellten StraRenabfallkérbe sind nur fiir so genannte
.unterwegsabfalle® bestimmt, die bei einzelnen
Personen beim Verzehr von Lebens- und Genuss-
mitteln im Freien anfallen. Es ist unzulassig, diese
Abfallbehalter zum Ablagern von sonstigen Abféllen
Zu benutzen.

§14
Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft

Auf Antrag der Grundstiickseigentimer kann eine
Entsorgungsgemeinschaft fiir benachbarte Grund-
stiicke zugelassen werden, wobei das in § 11 Abs. 2
festgelegte Mindestrestmillvolumen entsprechende
Anwendung findet. Die Entsorgungsgemeinschaft
kann fur ein Abfallgefa? oder mehrere Abfallgefalie
zugelassen werden. Die als Entsorgungsgemeinschaft
zugelassenen Grundstuckseigentimer haften gegen-
Uber der Stadt Stolberg im Hinblick auf die zu
zahlende Abfallentsorgungsgebiihr als Gesamt-
schuldner im Sinne der 88 421 ff. BGB. Bei der Bean-
tragung einer Entsorgungsgemeinschaft ist ein
Zustellbevollméchtigter zu benennen.



§15
Haufigkeit und Zeit der Leerung

Die auf dem Grundstick des Abfallbesitzers vor-
handenen Abfallbehalter werden wie folgt geleert:

1. Der gelbe Abfallsack wird im 2-Wochen-Rhythmus
abgeholt.

2. Die Abfallbehalter fur Restmull werden wie folgt
entleert:

wochentlich/
2-wochentlich

a) Ringtonnen (Kunststoff) (351)

b) Euronormbehélter (401) wochentlich/

2-wochentlich

wochentlich/
2-wochentlich/
3-wochentlich

c) Euronormbehalter (60 1)

wochentlich/
2-wochentlich/
3-wochentlich

d) Euronormbehélter (801)

wochentlich/
2-wochentlich/
3-wochentlich

e) Euronormbehalter (a201)

wochentlich/
2-wochentlich/
3-wochentlich

wochentlich/
2-wochentlich/
monatlich

(2100 1) wdchentlich/
2-wochentlich/
monatlich

f) Euronormbehdlter (2401

g) Euronormbehéalter (r701)
(Container)

h) Euronormbehalter
(Container)

Sonstige Regelungen erfolgen durch o&ffentliche
Bekanntmachung bzw. tUber den Abfallkalender. Bei
Wochenfeiertagen sowie bei witterungsbedingtem
Ausfall wird die Abfuhr der Restabfélle jeweils auf den
nachsten Werktag verschoben.

8§16
Sperrige Abfalle/Sperrmill/Elektrogerate

Sperrige Abfélle, die wegen ihres Umfanges oder
ihres Gewichtes nicht in die nach dieser Satzung
zugelassenen Abfallbehélter eingefiillt werden kénnen
(Sperrmull) sowie Elektro- und Elektronikgerate,
werden auf Anforderung des zur Abfallentsorgung
Angeschlossenen im Gebiet der Stadt Stolberg von
der Stadt auferhalb der regelméaRigen Abfallent-
sorgung getrennt abgefahren. Die Sperrmillmenge
darf 3 Kubikmeter nicht tbersteigen. Der Sperrmdll ist
getrennt nach den Fraktionen Holz, Metalle,
KichengroRgerate und Elektronikschrott auf dem
Gehweg vor dem Hausgrundstick so geordnet
bereitzustellen, dass Fufl3gadnger und der StralRen-
verkehr nicht gefahrdet werden. Wo das Sammel-

fahrzeug nicht vorfahren kann, muss das Sperrgut
diesem entgegen gebracht werden bis zur Stral3e, in
der die Abfuhr mit dem Sammelfahrzeug durchgefuhrt
werden kann. Die Bereitstellung des Sperrmills muss
am mitgeteilten Abholtag spéatestens bis 6.00 Uhr
morgens erfolgen. Der Sperrmill darf frihestens am
Tag vor dem Abholtag ab 18 Uhr abends bereitgestellt
werden. Zusatzlich kénnen auf dem Recyclinghof des
Abfallentsorgungsunternehmens weil3e Ware
(Kuchengrol3gerate), Kihlschranke und Elektronik-
schrott in haushaltsiiblichen Mengen unter Vorlage
der Abfallcard der Stadt Stolberg angeliefert werden.
Die Mitarbeiter des beauftragten Abfallentsorgungs-
unternehmens sind berechtigt, die Vorlage der
Abfallcard der Stadt Stolberg zu verlangen.

§17
Anmeldepflicht

(1) Der Grundstuckseigentiimer hat der Stadt Stolberg
den erstmaligen Anfall von Abféllen, die voraus-
sichtliche Menge, die Anzahl der auf dem Grundstlick
wohnenden/arbeitenden Personen sowie jede wesent-
liche Veradnderung der anfallenden Abfélle, ihrer
Menge oder der auf dem Grundstiick wohnenden
Personenzahl unverziiglich anzumelden.

(2) Wechselt der Grundstuckseigentimer, so sind
sowohl der bisherige als auch der neue Eigentimer
verpflichtet, die Stadt Stolberg unverziglich zu
benachrichtigen.

§18
Auskunftspflicht, Betretungsrecht

(1) Der Grundstickseigentimer, der Nutzungs-
berechtigte oder der Abfallbesitzer/Abfallerzeuger sind
verpflichtet, Gber & 17 hinaus alle fur die Abfall-
entsorgung erforderlichen Auskunfte zu erteilen. Hier-
zu gehort insbesondere die Mitteilung Uber die Anzahl
der Beschaftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der
Betten in Kliniken und Beherbergungsunternehmen.
Werden Auskinfte trotz wiederholter Aufforderung
nicht oder unzureichend erteilt, ist die Stadt Stolberg
berechtigt, Schatzungen vorzunehmen.

(2) Den Beauftragten der Stadt Stolberg ist zur
Prifung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt
werden, ungehinderter Zutritt zu Grundstiicken zu
gewahren, fur die nach dieser Satzung Anschluss-
und Benutzungszwang besteht.

(3) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu
befolgen.

(4) Die Beauftragten haben sich durch einen von der

Stadt Stolberg ausgestellten Dienstausweis auszu-
weisen.
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§19
Unterbrechung der Abfallentsorgung

(1) Unterbleibt die der Stadt Stolberg obliegende
Abfallentsorgung bei vortibergehenden Einschran-
kungen, Unterbrechungen oder Verspatungen infolge
von Betriebsstérungen, Streiks, betriebsnotwendigen
Arbeiten oder behdordlichen Verfigungen, werden die
erforderlichen MafRnahmen so bald wie méglich nach-
geholt.

(2) In Féllen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch
auf ErmaRigung der Gebiuhren oder auf Schadens-
ersatz.

§20
Benutzung der kommunalen
Abfallentsorgungseinrichtung/Anfall der Abfalle

(1) Die Benutzung der kommunalen Abfallent-
sorgungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss-
und  benutzungspflichtigen  Abfallerzeuger/Abfall-
besitzer die nach dieser Satzung festgelegten
Abfallbehdltnisse zur Verfigung gestellt werden und
das an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung
angeschlossene Grundstiick mit Abfallfahrzeugen zur
Entleerung der bereitgestellten Abfallbehaltnisse
angefahren wird.

(2) Abfalle gelten zum Einsammeln und Befordern als
angefallen, wenn die Voraussetzungen des Abfall-
begriffs gemal § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfillt sind.

(3) Die Stadt Stolberg ist nicht verpflichtet, im Abfall
nach verlorenen Gegenstanden suchen zu lassen. Im
Abfall vorgefundene Wertgegenstande werden als
Fundsachen behandelt.

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene oder
zur Abholung bereitgestellte Abfélle zu durchsuchen
oder wegzunehmen.

§21
Abfallentsorgungsgebihren

Fur die Benutzung der kommunalen Abfallent-
sorgungseinrichtung der Stadt Stolberg und die
sonstige Erfullung abfallwirtschaftlicher Aufgaben
durch die Stadt Stolberg werden Abfallentsor-
gungsgebihren nach der zu dieser Satzung
erlassenen Gebihrensatzung fir die kommunale
Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Stolberg
erhoben.

§22
Andere Berechtigte und Verpflichtete

Die sich aus dieser Satzung fir die Grundstiicks-
eigentimer ergebenden Rechte und Pflichten gelten
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entsprechend fiir Erbbauberechtigte, Wohnungseigen-
timer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne des
Wohnungseigentumsgesetzes, Niel3braucher sowie
alle sonstigen zum Besitz eines Grundstiicks dinglich
Berechtigten. Die Grundstiickseigentiimer werden von
ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass
neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungs-
pflichtige vorhanden sind.

§23
Begriff des Grundstiicks

Grundstick im Sinne dieser Satzung ist unabhéngig
von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im
Grundbuch und ohne Ricksicht auf die Grund-
stiicksbezeichnung jeder zusammenhangende Grund-
besitz, der eine selbstandige wirtschaftliche Einheit
bildet.

§24
Ordnungswidrigkeiten

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht
getroffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer
vorsatzlich oder fahrlassig dieser Satzung zuwider-
handelt, indem er

a) nach 8§ 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfélle
der Stadt Stolberg zum Einsammeln oder
Befordern Uberlasst;

b) von der Stadt Stolberg bestimmte Abfallbehalter
und Abfallsdcke geméall § 6 Abs. 1, § 6 Abs. 2, §
11 Abs. 2 dieser Satzung zum Einfillen von
Abféllen nicht benutzt;

c) fir bestimmte Abfélle vorgesehene Behéalter oder
Abfallséacke entgegen § 13 dieser Satzung falsch
bereitstellt bzw. falsch beftillt;

d) Abfallbehalter entgegen den Befillungsvorgaben
in 8 13 Abs. 2, Abs. 4, Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 9
dieser Satzung befllt;

e) den erstmaligen Anfall von Abféallen oder wesent-
liche Veranderungen des Abfalls gemaR § 17
dieser Satzung nicht unverziiglich anmeldet;

f) anfallende Abfélle entgegen § 20 Abs. 2 i.V. m.
§ 20 Abs. 4 dieser Satzung unbefugt durchsucht
oder wegnimmt.

g) den Abfallbehélter entgegen § 12 oder Sperrgut
entgegen 8§ 16 nicht ordnungsgemafl zur Ent-
leerung/Abholung bereitstellt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e
bis zu 50.000,- € geahndet werden, soweit nicht
andere gesetzliche Bestimmungen hierfiir eine héhere
Geldbul3e vorsehen.



825
Inkrafttreten, AulRerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2012 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit Offentlich
bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen beim
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgefuhrt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemaf offentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Burgermeister hat den Satzungsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber
der Stadt Stolberg vorher gerligt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stolberg (Rhld.), den 26.06.2012

Ferdi Gatzweiler
Blrgermeister

Anlage 1

zur Satzung Uber die Abfallentsorgung in der
Stadt Stolberg (§ 3 Abs. 1)

Rickstande aus der Haute- und Rohfellbearbeitung
und Gerbereien, Sudkessel und Leimkesselriick-
stande

Wirzmittelrickstande

Ablaugen aus der Zellstoff- und Papierindustrie

Phenolhaltige Schlamme, z.B. aus der Lackher-
stellungs- oder Teerdestillation

Lack- und Farbschlamme aus der Lack- und Farbher-
stellung

Ldsungs- und Reinigungsmittel

Ldsungsmittelhaltige Schlamme, z.B. Trichlorathylen-
und Perchlorathylenschlamm

Rickstande aus Reinigungsbetrieben
Frostschutzmittel

Inhalte von Leichtstoffabscheidern (Ol-, Benzin-, Fett-
abscheider), Altole, 6l- und fetthaltige sowie synthe-
tische Emulsionen und Olschlamme

Saureharze, Séureteere

Schlamme aus der Kihlschmiermittelreinigung

Lappschlamm, Honschlamm

NE-metallhaltige Abfélle, z.B. Metallstdube, Oxyde
und andere Verbindungen

Jarositschlamm
Metallhydroxydschlamme
Galvanikschlamme

Konzentrate und Halbkonzentrate aus Galvanik-
betrieben

Hartesalzrickstéande
Briniersalzabfalle, Brinierschlamme
Bonderschlamm

Beizen und Atzmittel

Sauren und Laugen

Akkusaure und Akkuschlamm

Salzschlacken, Metallkratzen, = Ammonsalzverbin-

dungen, z.B. Salmiak

Brand- und explosionsgefahrliche Stoffe, z.B. pyro-
technische Abfélle

Toxische Riickstande aus Abluftbehandlungsanlagen,
z.B. cyan-, arsen-, berylliumhaltige Abfalle

Toxische Schlamme aus Industriewasserreinigungs-
anlagen, z.B. Gerbereischlamm

Toxische Rickstdnde aus der chemischen und
pharmazeutischen Industrie, z.B. arsen-, quecksilber-
und cadmiumhaltige Abfélle, Diphenylabfélle, Chlor-
phenole, hochsiedende Chlorkohlenwasserstoffe,
Fehichargen und Restbestédnde von Pflanzenschutz-
und Schadlingsbekampfungsmitteln sowie Arznei-
mittel
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Geruchsintensive Nahrungs- und GenuBmittelabfalle,
z.B. Wirzmittel- und Huminriickstande

Fliissige Abfalle aus pflanzlichen und tierischen Olen,
Fetten und Wachsen

Emulsionen mit pflanzlichen und tierischen Fett-
produkten

Schlachtabfalle - auRer Abfallen, die nicht weiter zu
Fleisch-, Blut- und Knochenmehl verarbeitet werden
koénnen, z.B. Geflugelfedern, -képfe und -beine

Tierische Fakalien, z.B. Schweinegiille
Abfélle aus der Zelluloseherstellung und -verarbeitung

Mineralische Schlamme mit umweltschadigenden
Inhaltsstoffen, z.B. Gichtgasschlamm

Abfélle von Pflanzenschutz- und Schadlingsbekam-
pfungsmitteln mit hoher Toxitét

Losungsmittel und Lésungsmittelgemische sowie
|[6sungsmittelhaltige Schlamme

Katalysatoren, soweit sie umweltschadigende Schad-
stoffkomponenten enthalten

Fakalien aus Hausklaranlagen

Folgende Abfélle aus Krankenh&usern, Arztpraxen
und sonstigen Einrichtungen des medizinischen
Bereichs:

Korperteile und Organabfélle aus dem Bereich der
Pathologie, Chirurgie, Gynakologie und Geburtshilfe,
Blutbank u.&.,

Versuchstiere, soweit deren Beseitigung nicht durch
das Tierkdrperbeseitigungsgesetz geregelt ist

Streu und Exkremente aus Tierversuchsanstalten,
durch die eine Ubertragung von Krankheitserregern
zu besorgen ist

Verdorbenes Stroh, Heu oder Gras aus der Land-
wirtschaft in Mengen von mehr als einem Kubikmeter

Kunststoffschlamme, Gummischlamme und -emul-
sionen

Autowracks
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Anlage 2

zur Satzung uber die Abfallentsorgung in der
Stadt Stolberg (§ 4)

Gesammelt werden alle Arten von Sonderabféllen aus
Haushaltungen und kleineren Gewerbebetrieben, die
Anschlussnehmer im Sinne der Satzung sind. So z. B.

Abbeizmittel, Abflussreiniger, Alleskleber, Ammoniak,
Autobatterien, Altol, Altmedikamente, Akkus

Backofenreiniger, Batterien, Bremsflussigkeit
Chemikalien (feste und fllssige)

Desinfektionsmittel

Entfroster, Entkalker, Entwickler, Energiesparlampen

Farben, Farbverdiinner, Felgenreiniger, Fixierbader,
Fleckenwasser, Fotochemikalien, Frostschutzmittel

Gifte aller Art, Grillreiniger

Halogenlampen, Holzschutzmittel,

Holzpolitur

Herdputzmittel,

Imprégniermittel, Insektenbek&mpfungsmittel

Kalkentferner, Kaltreiniger, Klebstoffe, Knopfzellen,
Kondensatoren, Korrekturflissigkeit, Kunstharze

Lacke, Laugen, Lederpflegemittel, Leuchtstoffréhren,
Ldsungsmittel

Metallputzmittel,
Mottenschutzmittel

Mobelpflegemittel, Motorreiniger,

Nitroverdiinnung, Neonréhren
Ofenreiniger

Pflanzenschutzmittel, Pinselreiniger, Putzmittel far
Bdden

Quecksilber, Quecksilberlampen

Rattengift, Raumsprays, Reinigungsmittel, Rohr-
reiniger, Rostumwandler, Rostschutzmittel

Sauren, Sanitarreiniger, Schadlingsbekampfungs-
mittel, Sekundenkleber, Silberputzmittel, Spiritus,
Spraydosen

Tabletten, Terpentin, Thermometer (Quecksilber)
Unkrautbekdmpfungsmittel, Unterbodenschutz
Verdiinner

Waschbenzin, WC-Reiniger

Zementfarbe, Zweikomponentenkleber



BEKANNTMACHUNG

frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. §
13a Abs. 1 und 3 BauGB sowie o&ffentliche
Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 162 ,KiTa
Josefstralle / Erikaweg*

Der Rat der Stadt Stolberg hat in seiner Sitzung am
26.06.2012 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr.
162 ,KiTa JosefstralRe/Erikaweg” im Bereich Stolberg
Donnerberg, angenommen, fir diesen den Auf-
stellungsbeschluss gefasst und die o6ffentliche Aus-
legung der Planung gem. § 3 Abs. 2 BauGB ange-
ordnet.
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Lage und ungefahre Umgrenzung des Plangebietes
gehen aus dem beigefligten Kartenausschnitt hervor.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 162 ,KiTa
JosefstralRe / Erikaweg" erfolgt im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB. Es gelten die Vorschriften
des vereinfachten Verfahrens nach 8 13 Abs. 2 und 3
Satz 1 BauGB. Auf die Durchfiihrung einer Umwelt-
prifung gem. 8 2 Abs. 4 BauGB und die Erstellung
eines Umweltberichtes gem. § 2a BauGB wird ver-
zichtet. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
entfallt.

Es ist vorgesehen; auf dem knapp 4.000m2 grof3en
stadtischen Spielplatzgrundstiick im Bereich Josef-
stral3e / Erikaweg eine 3-gruppige Kindertagestatte in
freier Tragerschaft anzusiedeln. Das Vorhaben um-
fasst ca. 900 m* Gebaudeflache und ca. 970 m’
AuRenspielflachen.

Die Offentlichkeit kann sich vorab zu den allgemeinen
Zielen und Zwecken und den wesentlichen Auswir-
kungen der Planung

vom 01.08.2012 bis einschlieflich 10.08.2012

in der Abteilung fir Entwicklung und Planung, Rat-
haus, Zimmer 502, 5. Etage, montags bis mittwochs
8:00 bis 16:00 Uhr, donnerstags 8:00 bis 17:30 Uhr,
freitags 8:00 bis 13:00 Uhr unterrichten und wahrend
dieser Frist auRern. Die AuRerungen werden im Rah-
men der Abwagung aller im Verfahren abgegebenen
AuRerungen geprift und flieRen in das weitere Bau-
leitplanverfahren ein.

Unter Bezugnahme auf § 3 Abs.2 BauGB wird hiermit
bekannt gemacht, dass der Entwurf des Bebauungs-
planes Nr. 162 ,KiTa Josefstral3e/Erikaweg” ein-
schlieRlich Begriindung in der Zeit

vom 13.08.2012 bis einschliefRlich 21.09.2012

zu jedermanns Einsicht in den Informationskasten der
Abteilung fur Entwicklung und Planung im Foyer des
Rathauses montags bhis mittwochs 8:00 bis 16:00 Uhr,
donnerstags 8:00 bis 17:30 Uhr, freitags 8:00 bis
13:00 Uhr offentlich ausliegt. Die Artenschutz-
betrachtung kann in der Abteilung fur Entwicklung und
Planung, Rathaus, 5. Etage, Zimmer 502, eingesehen
werden. Wahrend der Auslegungsfrist kdnnen
Stellungnahmen zur Planung abgegeben werden.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen
kénnen bei der Beschlussfassung tber den Bauleit-
plan unbericksichtigt bleiben. Ein Antrag nach § 47
Verwaltungsgerichtsordnung ist unzuléssig, wenn mit
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die
im Rahmen der Auslegung nicht oder verspatet
geltend gemacht wurden, aber héatten geltend ge-
macht werden koénnen.

Stolberg (Rhid.), den 28.06.2012

Ferdi Gatzweiler
Der Blrgermeister

BEKANNTMACHUNG

Entgeltordnung
far die Nutzung von stadtischen Sportanlagen,
Mehrzweckhallen,
Schulaulen, Schulhdfen und des Theatersaals im
Kulturzentrum Frankental

Die Stadt Stolberg ist bereit, sich im Rahmen ihrer
realen Mdglichkeiten fur die Unterstltzung des Sports
und des Kulturlebens einzusetzen. Sie betont aus-
driicklich ihre Bereitschaft zur konkreten Zusammen-
arbeit mit allen Stolberger Sport- und Kulturvereinen
und dem Stadtsportverband.
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Die Stadt Stolberg halt ihre Sportstatten, die
Mehrzweckhallen, die Schulaulen, die Schulhéfe und
den Theatersaal im Kulturzentrum Frankental durch
zweckentsprechende Ausstattung mdoglichst vielseitig
verwendungsfahig fur einen intensiven Sportbetrieb
und kulturelle Veranstaltungen bereit.

Die stadtischen Sportstatten werden im Rahmen der
gegebenen Mdglichkeiten dem Stadtsportverband und
seinen angeschlossenen Vereinen sowie sonstigen
sporttreibenden Gruppen und Einzelpersonen fir den
Trainings- und Wettkampfbetrieb zu feststehenden
Ubungszeiten und nach Vereinbarung tiberlassen.

Die Mehrzweckhallen, die Schulaulen und die Schul-
hoéfe kénnen fir sonstige 6ffentliche Veranstaltungen
sowie fur Vereinsveranstaltungen genutzt werden.

Der Theatersaal im Kulturzentrum Frankental steht fir
Theaterauffihrungen, Konzerte und sonstige kultu-
relle Veranstaltungen zur Verfligung.

Fir die Nutzung der stadtischen Sportanlagen und
Mehrzweckhallen -auRerhalb der regelmafig zuge-
wiesenen Stunden-, der Schulaulen, der Schulhéfe
und des Theatersaals im Kulturzentrum Frankental
werden Nutzungsentgelte erhoben.

Dies betrifft jedoch nicht die Nutzung fur Ver-
anstaltungen, an denen ausschlielich Kinder und
Jugendliche unter 18 Jahren teilnehmen.

Soweit von Veranstaltern besondere Beitrage erhoben
werden fir die Teilnahme an Veranstaltungen, die von
Vereinen, sporttreibenden Gruppen oder Einzel-
personen ausgerichtet werden, sind nachstehende
Nutzungsentgelte zu entrichten. Sie entfallen, wenn
Uberschiisse nicht entstehen bzw. Uberschiisse aus
den Veranstaltungen ausschlie3lich und vollstandig
gemeinnitzigen Zwecken zur Verflgung gestellt
werden. Die Nachweispflicht obliegt dem Veranstalter.

Die Nutzungsentgelte werden im einzelnen wie folgt
festgesetzt:

1. Mehrzweckhallen

Fur die Nutzung stadtischer Mehrzweckhallen
aul3erhalb der regelmaflig zugewiesenen Stunden
betragt das Entgelt:

a) Eintagesveranstaltungen

b) Mehrtagesveranstaltungen
(bis 3 Tage)

c) Versammlungsraum MZH Atsch 8,00 € pro Stunde

120,00 Euro
180,00 Euro

Gemeinnutzige Vereine im Sinne der Abgaben-
ordnung erhalten den unter c) aufgeflihrten Raum
entgeltfrei zur Verfligung gestellt.
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2. Gro3sporthallen

Fur die Veranstaltungen an Wochenenden in den
Sporthallen Glashitter Weiher, Goethe-Gymnasium
und Breinig betragt das Entgelt:

a) Eintagesveranstaltungen
b) Mehrtagesveranstaltungen
(bis 3 Tage)

120,00 Euro
180,00 Euro

Dies gilt nicht fur Ligaspiele aus den Bereichen Hand-
ball, Badminton, Basketball, Tischtennis, Volleyball
und Prellball sowie fur Stadtmeisterschaften.

3. Einzelveranstaltungen
in anderen Sportstatten als 1. und 2.

Vereine, die dem Stadtsportverband angehéren,
zahlen fur Einzelveranstaltungen in den nachfolgend
genannten Sportstatten kein gesondertes Entgelt.

Fir die Ubrigen Nutzer werden fir solche Veran-
staltungen folgende Entgelte pro Tag festgesetzt:

* Einfachhalle 42,00 Euro
* Kleinhalle (kleiner als 15 m x 17 m) 24,00 Euro
* Stadion Glashitter Weiher 120,00 Euro

4. Schulaulen

Fur die Nutzung stadtischer Schulaulen betragt das
Entgelt

a) Eintagesveranstaltungen 120,00 Euro

b) Mehrtagesveranstaltungen 180,00 Euro
(bis 3 Tage)

5. Schulhofe

Fur die Nutzung stadtischer Schulhéfe betragt das
Entgelt

120,00 Euro
180,00 Euro

a) Eintagesveranstaltungen
b) Mehrtagesveranstaltungen
(bis 3 Tage)

Diese Regelung gilt nur, wenn die Schulhofnutzung
kommerziellen Zwecken dient.
6. Theatersaal Kulturzentrum Frankental

Fur die Nutzung des Theatersaals im Kulturzentrum
Frankental betragt das Entgelt

120,00 Euro
180,00 Euro

a) Eintagesveranstaltungen
b) Mehrtagesveranstaltungen
(bis 3 Tage)



Fur die Zurverfigungstellung der unter 1. bis 6. aufge-
fihrten Einrichtungen fur stadtische Veranstaltungen,
fir Veranstaltungen die in Zusammenarbeit mit der
Stadt oder im Auftrag der Stadt durchgefiihrt werden
und Schulveranstaltungen wird kein Entgelt erhoben.

Die Entgeltordnung wurde vom Rat der Stadt Stolberg
am 26.06.2012 beschlossen. Sie tritt ab 01.08.2012 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Entgeltordnung vom
22.04.2008 aul3er Kraft.

Stolberg (Rhld.), den 26.06.2012

Ferdi Gatzweiler
Der Blrgermeister
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	BEKANNTMACHUNG
	Widmungsverfügung der Stadt Stolberg Rhld.)
	Das auf den Grundstücken Gemarkung Breinig, Flur 30, Flurstücke 612 und 670, befindliche Teilstück der Straße Kochsgasse (Stichstraße zu den Häusern Kochsgasse 1 b bis 1 d) wird nach § 6 des Straßen- und Wegegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) vom 23.09.1995 (GV. NRW. S. 1028, berichtigt GV. NRW. 1996 S. 81, 141,216 und 355), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.12.2011 (GV. NRW. S. 731), dem öffentlichen Verkehr gewidmet. Diese Stichstraße wird ihrer Verkehrsfunktion entsprechend in die Straßengruppe Gemeindestraße im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrWG NRW in Verbindung mit § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW eingestuft. Die von dieser Widmung erfasste Verkehrsfläche ist in dem Plan, der Bestandteil dieser Widmungsverfügung ist, ersichtlich.
	Die Widmungsverfügung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht; sie gilt nach § 41 Abs. 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 296) mit Ablauf des ersten Tages nach der Veröffentlichung im Amtlichen Mittelungsblatt der Stadt Stolberg (Rhld.) – Amtsblatt – als bekannt gegeben.
	Rechtsbehelfsbelehrung:
	Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach deren Bekanntgabe beim Verwaltungs-gericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage erhoben werden.
	Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevoll-mächtigten versäumt werden sollte, geht dieses Verschulden zu Lasten des Klägers.
	Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden.
	Hinweis der Verwaltung:
	Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchs-verfahren entfallen. Zur Vermeidung unnötiger Kosten wird empfohlen, sich vor der Erhebung der Klage mit der zuständigen Verwaltungsdienststelle – dem Tiefbauamt der Stadt Stolberg (Rhld.) – in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld der Klage sicher behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat wird hierdurch jedoch nicht verlängert.
	Stolberg (Rhld.), den 18.06.2012
	Der Bürgermeister
	Im Auftrag
	Gez. Kistermann
	Fachbereichsleiter
	BEKANNTMACHUNG
	Satzung vom 18.06.2012
	über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen für den 
	Ausbau der Straße „Am Wingertsberg“ (von Schützheide bis Haus Nr. 13)
	Aufgrund des § 132 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I. S. 1509), der §§ 7 und 41 Abs. 1 f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.94 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW S. 685), sowie des § 8 Abs. 4 der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen - Erschließungsbeitragssatzung - der Stadt Stolberg vom 26.07.1988 in der Fassung der 2. Nachtrags-satzung vom 21.12.1995, hat der Rat der Stadt Stolberg (Rhld.) in seiner Sitzung am 22.05.2012 folgende Abweichungssatzung beschlossen:
	§ 1
	Geltungsbereich
	Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf ein Teilstück der Straße „Am Wingertsberg“, beginnend an der Straße „Schützheide“ und endend an der hinteren Grundstücksgrenze des Hauses „Am Wingertsberg 13" vor dem einmündenden Wirtschafts-weg (sh. Planausschnitt).
	§ 2
	Merkmale der endgültigen Herstellung
	Für Erschließungsanlage „Am Wingertsberg“ (von Schützheide bis Haus Nr. 13) werden die Merkmale der endgültigen Herstellung abweichend von § 8 Abs. 1 der Erschließungsbeitragssatzung wie folgt festge-setzt:
	a) Fahrbahn mit Unterbau und Decke:
	Die Decke kann aus Asphalt, Teer, Beton, Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bau-weise bestehen;
	b) betriebsfertige Entwässerungseinrichtungen mit Anschluss an die Kanalisation;
	c) Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig;
	§ 3
	In-Kraft-Treten
	Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
	Bekanntmachungsanordnung:
	Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
	a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
	b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt-gemacht worden,
	c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder
	d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Stolberg (Rhld.) vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
	Stolberg, 18.06.2012
	Ferdi Gatzweiler
	Der Bürgermeister
	BEKANNTMACHUNG
	Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Stolberg (Rhld.) vom 21.06.2000 in der Fassung der 7. Nachtragssatzung vom 26.06.2012
	Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW., S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. NRW.2011, S. 685), der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt ge-ändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV. NRW, S. 863,975), des Kreislaufwirtschafts-gesetzes(KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I, 2012,S. 212 ff.), § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, S.1938ff.), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 23 des Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 257) sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2353), der Zweck-verbandssatzung des Entsorgungszweckverbandes RegioEntsorgung vom 01.02.2010 und der Satzung für das Kommunalunternehmen „RegioEntsorgung, Anstalt des öffentlichen Rechts“ des Zweckverbandes RegioEntsorgung vom 22.11.2005 - in der jeweils geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Stolberg in seiner Sitzung vom 26.06.2012 folgende Satzung beschlossen:
	§ 1
	Aufgaben und Ziele
	(1) Die Stadt Stolberg betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als „kommunale Abfallentsorgungs-einrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.
	(2) Die Stadt Stolberg erfüllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zuge-wiesen sind:
	1. Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Stadtgebiet anfallen.
	2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen.
	3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenpapierkörben, soweit dies nach den örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist.
	4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallab-lagerungen von den der Allgemeinheit zugäng-lichen Grundstücken im Stadtgebiet.
	(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung und Deponierung der Abfälle wird vom Zweckverband Entsorgungsregion West (ZEW) nach einer von ihm hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen, soweit die Verwertung von Abfällen zur Verwertung nicht durch die Stadt Stolberg selbst oder über beauftragte Dritte erfolgt.
	(4) Die Stadt Stolberg kann sich zur Durchführung der Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3 Dritter bedienen (§ 22 KrWG).
	(5) Die Stadt Stolberg wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen, die auf Grundstücken oder in öffent-lichen Einrichtungen der Stadt durchgeführt werden, die Maßgaben des § 2 LAbfG NRW beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter verwendet werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder Verwertbarkeit auszeichnen.
	§ 2
	Abfallentsorgungsleistungen der Stadt Stolberg
	(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Stadt Stolberg umfasst das Einsammeln und Befördern der Abfälle zu den Abfallentsorgungsanlagen oder Müll-umschlagstationen des ZEW, wo sie sortiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden. Wiederverwertbare Abfälle werden getrennt einge-sammelt und befördert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden können.
	(2) Im Einzelnen erbringt die Stadt Stolberg gegenüber den Benutzern der kommunalen Abfall-entsorgungseinrichtung folgende Abfallentsorgungs-leistungen:
	1. Einsammeln und Befördern von Abfällen zur Beseitigung und Verwertung aus Haushaltungen.
	2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter Bioabfällen sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren nativ- und derivativ-organischen Abfallanteile zu verstehen, d.h. alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren organischen Abfallanteile.
	3. Einsammlung und Beförderung von sperrigen Abfällen/Sperrmüll.
	4. Einsammeln und Beförderung von Elektro- und Elektronikgeräten im Sinne des ElektroG.
	5. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen.
	6. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben.
	7. Einsammlung und Transport von Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen.
	Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen, durch grundstücksbezogene Sammlungen im Holsystem sowie durch eine getrennte Einsammlung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen Abfallentsor-gung. Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10-16 dieser Satzung geregelt.
	§ 2a
	Abfallentsorgungsleistungen Dritter
	(1) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier/ Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen der privatwirtschaftlichen Dualen Systeme.
	(2) Das Einsammeln und Befördern von Altpapier wurde dem Entsorgungszweckverband RegioEnt-sorgung übertragen.
	(3) Das Einsammeln und Befördern von schadstoffhaltigen Abfällen in stationären Sammel-stellen und/oder mit Schadstoffmobilen wurde dem ZEW durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung über-tragen.
	§ 3
	Ausgeschlossene Abfälle
	(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Stadt Stolberg sind gemäß § 20 Abs. 2 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde ausge-schlossen:
	1. Folgende Abfälle, die aufgrund einer Rechts-verordnung nach § 25 KrWG einer Rücknahme-pflicht unterliegen, bei denen entsprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfü-gung stehen und bei denen die Stadt Stolberg nicht durch Erfassung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 KrWG):
	Verkaufsverpackungen, die im Dualen System entsorgt werden.
	2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Her-kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, insbesondere aus Industrie- und Gewerbe-betrieben, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können oder die Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit den Abfallwirtschaftsplänen des Landes durch einen anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG). Diese Abfälle sind in der als Anlage 1 zu dieser Satzung beigefügten Liste aufgeführt; die Liste ist Bestandteil dieser Satzung.
	(2) Die Stadt Stolberg kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 2 Satz 3 KrWG).
	§ 4
	Sammeln von schadstoffhaltigen Abfällen
	(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i.S.d. § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfallverzeichnis-Verordnung) und die in der als Anlage 2 zu dieser Satzung beigefügten Liste beispielhaft aufgeführt sind, werden vom ZEW bei den von ihm betriebenen stationären Sammelstellen und/oder mobilen Sammelfahrzeugen angenommen. Dies gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt werden können.
	(2) Neben den schadstoffhaltigen Abfällen können auch Elektro- und Elektronikgeräte im Sinne des ElektroG mit einer max. Kantenlänge von 30 cm sowie Gasentladungslampen am Schadstoffmobil ange-nommen werden.
	(3) Schadstoffhaltige Abfälle und Kleinelektrogeräte dürfen nur zu den bekanntgegebenen Terminen an den Sammelstellen und Sammelfahrzeugen ange-liefert werden. Die Standorte der Sammelstellen und Sammelfahrzeuge werden von der Stadt bekannt-gegeben.
	§ 5
	Anschluss- und Benutzungsrecht
	(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Stolberg  liegenden  Grundstücks  ist  im  Rahmen  der §§ 2 bis 4 dieser Satzung berechtigt, von der Stadt Stolberg den Anschluss seines Grundstückes an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung zu ver-langen (Anschlussrecht).
	(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt Stolberg haben im Rahmen der §§ 2 bis 4 dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen an-fallenden Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungs-einrichtung zu überlassen (Benutzungsrecht).
	§ 6
	Anschluss- und Benutzungszwang
	(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt/Gemeinde liegenden Grundstückes ist ver-pflichtet, sein Grundstück an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das Grundstück von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). Der Eigentümer eines Grundstückes als Anschluss-pflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer ( z.B. Mieter, Pächter ) auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstück ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 4 die auf seinem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen der kommunalen Abfallentsorgungs-einrichtung zu überlassen (Benutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens.
	(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfall-erzeuger/Abfallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich/ industriell genutzt werden, haben gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs.1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne zu benutzen. Die Zuteilung des Gefäßvolumens für die Pflicht-Restmüll-tonne erfolgt auf der Grundlage der Maßgaben in § 11 Abs. 3 dieser Satzung. Gewerbliche Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus-haltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgeführt sind,  insbesondere gewerb-liche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen.
	(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, die anderweitig z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grund-stücke). Die Nutzung einer gemeinsamen Restmüll-tonne durch die privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungs-abfällen ist auf Antrag möglich. 
	(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang (§ 6 Abs. 1 und 2) erstreckt sich auch auf Kleingartenabfälle.
	§ 7
	Ausnahmen vom Benutzungszwang
	Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht,
	- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 oder § 3 Abs. 3 dieser Satzung von der kommunalen Abfallent-sorgungseinrichtung ausgeschlossen sind;
	- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabe-pflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Stadt Stolberg an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG);
	- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produkt-verantwortung nach § 23 KrWG freiwillig zurückge-nommen werden, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Behörde ein Freistellungs- oder Feststellungs-bescheid nach § 26 Abs. 4 oder Abs. 6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG).
	- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs.2 Satz 1 Nr. 3, § 18 KrWG zulässige, gemein-nützige Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden;
	- soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden.
	§ 8
	Ausnahmen vom Anschluss- u. Benutzungszwang
	an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung
	(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstücken, die von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit der/die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige schlüssig und nachvollziehbar nachweist, dass er/sie nicht nur willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstück anfallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i.S.d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behandeln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer (z.B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung). Die Stadt Stolberg stellt auf der Grundlage der Darlegung der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-zwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht.
	(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-zwang besteht bei Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig, z.B. industriell/ gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt werden, wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbe-seitigung) und keine überwiegenden öffentlichen Interessen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung erfordern. Die Stadt Stolberg stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Aus-nahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG besteht.
	§ 9
	Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen
	Erzeuger/Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern durch die Stadt Stolberg gemäß § 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist, sind verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Be-handelns, Lagerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung über die Abfallentsorgung im ZEW zu der vom ZEW angegebenen Sammelstelle, Behandlungs-anlage oder Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der ZEW das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls ausgeschlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, Lagerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür zugelassenen Abfallent-sorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen.
	§ 10
	Abfallbehälter und Abfallsäcke
	(1) Die Stadt Stolberg bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der Abfallbehälter, deren Standplatz auf dem Grundstück, ob und wie die Abfälle voneinander getrennt zu halten sind sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr.
	(2) Die Abfuhr der Abfälle zur Beseitigung erfolgt wöchentlich, 2-wöchentlich, 3-wöchentlich bzw. monatlich je nach Art und Volumen des Abfall-behälters; die Abfuhr der Verpackungsabfälle erfolgt 2-wöchentlich. Die Abfuhrtage werden in geeigneter Weise (Veröffentlichung oder Abfallkalender) bekannt-gegeben.
	(3) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfallbehälter zugelassen:
	a) Ringtonnen (Kunststoff) (35 l)
	b) Euronormbehälter (40 l)
	c) Euronormbehälter (60 l)
	d) Euronormbehälter (80 l)
	e) Euronormbehälter (120 l)
	f) Euronormbehälter (240 l)
	g) Euronormbehälter (Container) (770 l)
	h) Euronormbehälter (Container) (1.100 l)
	Neben den oben aufgeführten Abfallbehältern dürfen auch gebührenpflichtige amtliche Abfallsäcke mit 60 l Inhalt benutzt werden.
	§ 11
	Anzahl und Größe der Abfallbehälter
	(1) Für jedes anschlusspflichtige Grundstück ist mindestens 1 Abfallbehälter für Restmüll vorzuhalten. Die Bereitstellung erfolgt auf Veranlassung des Grundstückseigentümers.
	(2) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, pro Grundstücksbewohner und Woche ein Mindestrest-müllvolumen von 7,5 Litern vorzuhalten. Die Zuteilung des Gefäßvolumens bei dem Restmüllgefäß erfolgt auf der Grundlage des festgesetzten Mindestrestmüll-volumens pro Grundstücksbewohner und Woche. Maßgebend sind die Grundstücksbewohner, die laut Melderegister dort mit Hauptwohnsitz geführt werden. Personen, die ihren Aufenthalt nachweislich über-wiegend ins Ausland verlegt haben, werden auf schriftlichen Antrag hin nicht in die Berechnung einbezogen.
	Anschlusspflichtige, die auf dem Grundstück an-fallende Bioabfälle selbst kompostieren und den so erzeugten Kompost selbst verwerten, erhalten auf Antrag einen Abschlag auf das personenbezogene Mindestrestmüllvolumen von 1/3 der vorgeschrie-benen Literzahl.
	Voraussetzung für die Gewährung des Abschlags ist, dass das Grundstück im Verhältnis zur Anzahl der Bewohner groß genug ist, d.h. dass in der Regel pro Bewohner mindestens 30 qm unversiegelte Fläche für die Aufbringung des Kompostes zur Verfügung stehen. Es dürfen keine kompostfähigen Abfälle über die Restmülltonne und die Grünschnittsammlung entsorgt werden.
	Den Mitarbeitern der Stadt ist hinsichtlich der gemachten Angaben ein Kontrollrecht einzuräumen.
	(3) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen wird der Behälterbedarf für Abfälle zur Beseitigung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten ermittelt. Je Einwohnergleichwert wird ein Mindest-Gefäß-volumen von 7,5 Litern pro Woche zur Verfügung gestellt.
	 Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Ab-fallerzeuger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung von Vermeidungs- und Verwertungsmöglichkeiten, ein geringeres Mindest-Gefäßvolumen zugelassen werden. Die Stadt/Gemeinde legt aufgrund der vorgelegten Nachweise und ggf. eigenen Ermitt-lungen/Erkenntnissen das zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Entsorgung erforderliche Behälter-volumen fest.
	Einwohnergleichwerte werden nach folgender Rege-lung festgestellt:
	Unternehmen/Institution
	je
	Platz/Beschäftigten/
	Bett
	Ein-wohner-gleichwert
	a) Krankenhäuser, Kliniken und ähnliche Einrichtungen 
	je Platz
	1
	b) öffentl. Verwaltungen, Geldinstitute, Verbände, Krankenkassen, Versicherungen, selbständig Tätige der freien Berufe selbständige Handels-, Industrie- und Versicherungsvertreter 
	je 3 Beschäftigte
	1
	c) Schulen, Kindergärten
	je 10 Schüler/Kind
	1
	d) Speisewirtschaften, Imbissstuben 
	je Beschäftigten
	4
	e) Gaststättenbetriebe, die nur als Schankwirtschaft konzessioniert sind, Eisdielen
	je Beschäftigten
	2
	f) Beherbergungsbetriebe
	je 4 Betten
	1
	g) Lebensmitteleinzel- und Großhandel
	je Beschäftigten
	2
	h) sonstige Einzel- u. Großhandel
	je Beschäftigten
	0,5
	i) Industrie, Handwerk u. übrige Gewerbe
	je Beschäftigten
	0,5
	(4) Beschäftigte im Sinne des § 11 Abs. 3 sind alle in einem Betrieb Tätige (z.B. Arbeitnehmer, Unter-nehmer, mithelfende Familienangehörige, Auszu-bildende) einschließlich Zeitarbeitskräfte. Halbtags-Beschäftigte werden zu ½ bei der Veranlagung berücksichtigt. Beschäftigte, die weniger als die Hälfte der branchenüblichen Arbeitszeit beschäftigt sind, werden bei der Veranlagung  zu ¼ berücksichtigt.
	(5) Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haushaltungen und Abfälle aus anderen Herkunfts-bereichen anfallen, die gemeinsam in einem Restmüll-gefäß gesammelt werden können, wird das sich nach § 11 Abs. 3 berechnete Behältervolumen zu dem nach § 11 Abs. 2 zur Verfügung zu stellende Behälter-volumen hinzugerechnet. 
	(6) Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungs-terminen festgestellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behältervolumen nicht ausreicht, so hat der Grundstückseigentümer die Aufstellung eines Abfall-gefäßes mit dem nächst größeren Behältervolumen zu dulden (z.B. 120 Liter statt 80 Liter). 
	§ 12
	Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter
	Die gefüllten Abfallbehälter, Abfallsäcke und der Sperrmüll sind so aufzustellen, dass Fußgänger und der Straßenverkehr nicht gefährdet werden. Die Anweisungen der Beauftragten der städtischen Abfallbeseitigung bezüglich der Wahl des Stand-platzes sind zu befolgen. Wo das Sammelfahrzeug nicht vorfahren kann, müssen die Abfälle diesem entgegen gebracht werden bis zur Straße, in der die Entsorgung durchgeführt wird. Es besteht keine Verpflichtung der Stadt, Abfälle zu entsorgen, die an einer nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straße zur Abholung bereitgestellt werden. Vielmehr kann die Stadt verlangen, dass Abfälle zur nächsten dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straße gebracht werden. Bei Eis und Schnee ist der Standort der Abfallbehälter vor Aufstellung der Behälter von Eis und Schnee zu säubern. Nach Entleerung sind die Abfallbehälter ohne Verzug von der Straße zu entfernen.
	§ 13
	Benutzung der Abfallbehälter
	Die mit Stand 31.12.2000 in Gebrauch befindlichen Kunststoffringtonnen mit 35 l Volumen werden ab 01.01.2001 weiterhin durch das Abfallentsorgungs-unternehmen abgefahren. Die bisher in Gebrauch befindlichen 35 l Stahlringtonnen sowie 50 l Ring-tonnen (Kunststoff und Stahl) dürfen ab 01.01.2001 nicht mehr benutzt werden. 
	Die Abfallbehälter werden, soweit sie nicht mit Zustimmung der Stadt durch den Grundstücks-eigentümer angeschafft und benutzt werden, durch das Abfallentsorgungsunternehmen gestellt und sind im ordnungsgemäßen Zustand zu unterhalten.  Sie bleiben im Eigentum des von der Stadt beauftragten Abfallentsorgungsunternehmens.
	Ersatzbeschaffungen von 35 l Kunststoffringtonnen sind weiterhin durch den Anschlusspflichtigen vor-zunehmen.
	(2) Die Abfälle müssen in die von der Stadt Stolberg gestellten Abfallbehälter oder die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer entsprechend deren Zweck-bestimmung eingefüllt werden. Abfälle dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereitgestellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontainer gelegt werden. Die Bereitstellung hat am Abfuhrtag bis 06.00 Uhr, frühestens am Vortag ab 18.00 Uhr, zu erfolgen. 
	(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter allen Hausbewohnern zugäng-lich sind und ordnungsgemäß benutzt werden können.
	(4) Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfälle nach Glas, Altpapier, Metallen, Kunststoffen, Ver-bundstoffen, Grünabfällen, Bioabfällen (hier: Küchen-abfälle) sowie Restmüll getrennt zu halten und wie folgt zur Einsammlung im Rahmen der Abfallent-sorgung durch die Stadt Stolberg bereitzustellen bzw. anzudienen. Die Annahme von Grün- und Garten-abfällen bzw. Bioabfällen (hier: Küchenabfälle) an den Sammelstellen in den Ortsteilen (Depotcontainer) und auf dem Recyclinghof des Abfallentsorgungsunter-nehmens erfolgt unter Vorlage der Abfallcard der Stadt Stolberg, die jedem an die Abfallbeseitigung angeschlossenen Haushalt über den Grundstücks-eigentümer zur Verfügung gestellt wird. Die Mitarbeiter des beauftragten Abfallentsorgungsunter-nehmens sind berechtigt, die Vorlage der Abfallcard der Stadt Stolberg zu verlangen.
	1. Glas ist sortiert nach Weiß-, Braun- und Grünglas in die bereitgestellten Depotcontainer (Sammel-container) einzufüllen.
	2. a) Grün- und Gartenabfälle, die nicht der Eigen-kompostierung zugeführt werden, sind an den Depotcontainern (Annahmestellen in den Orts-teilen) oder auf dem Recyclinghof des Abfall-entsorgungsunternehmens jeweils während der bekannt gegebenen Öffnungszeiten anzuliefern. Angenommen werden Anlieferungen bis maximal 2 Kubikmeter.
	b) Bioabfälle (hier: Küchenabfälle) können auf freiwilliger Basis auf dem Recyclinghof des Abfallentsorgungsunternehmens und an den Depotcontainern in den Ortsteilen in haushalts-üblichen Mengen angeliefert werden. Dies gilt nicht für ungekochte und gekochte Speisereste tierischer Herkunft. Diese sind in die Restmüll-Abfallbehälter einzufüllen.
	3. Metalle, Kunststoffe, Verbundstoffe (Verkaufs-verpackungen aus diesen Materialien) sind in den gelben Sack einzufüllen, der dem Abfallbesitzer zur Verfügung gestellt wird und in diesem gelben Sack zur Abholung bereitzustellen.
	4. Elektro- und Elektronikgeräte im Sinne des ElektroG dürfen nicht über die Restmülltonne bzw. andere Abfallbehältnisse entsorgt werden. Die Abfallbesitzer sind verpflichtet, diese Geräte separat zu halten und über die Stadt nach Anmeldung über die Sperrmüllabfuhr abholen zu lassen. Alternativ können Elektro- und Elektronik-geräte auch selbst zu der Sammelstelle auf dem Entsorgungs- und Logistikzentrum Alsdorf-Warden und auf dem kommunalen Recyclinghof in Stolberg angeliefert werden. Für kleine Elektrogeräte (Rasierapparat, Fön, Taschen-rechner pp.) mit einer max. Kantenlänge von 30 cm gibt es zusätzlich die Abgabemöglichkeit am Schadstoffmobil.
	5. Der verbleibende Restmüll ist in den Restmüll-Abfallbehälter einzufüllen, der auf dem Grund-stück des Abfallbesitzers zur Verfügung steht und in diesem Behälter zur Abholung bereitzustellen.
	(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schließen lässt. Abfälle dürfen nicht in Abfallbehälter eingestampft, gepresst oder in ihnen verbrannt werden. Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen.
	(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die Abfallbehälter oder das Sammel-fahrzeug beschädigen oder ungewöhnlich ver-schmutzen können, dürfen nicht in die Abfallbehälter und Abfallsäcke gefüllt werden.
	(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße Behandlung der Abfallbehälter oder durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen entstehen, richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften.
	(8) Die Stadt Stolberg gibt die Termine für die Einsammlung verwertbarer Stoffe und die Standorte der Annahmestellen/der Depotcontainer (Sammel-container) rechtzeitig bekannt.
	(9) Zur Vermeidung von Lärmbelästigungen dürfen Depotcontainer für Altglas nur werktags in der Zeit von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr benutzt werden.
	(10) Wiederverwertbare Abfallstoffe bzw. Abfälle dürfen nicht neben aufgestellten Depotcontainern abgestellt werden.
	(11) Die auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, in öffentl. Anlagen oder in der freien Landschaft auf-gestellten Straßenabfallkörbe sind nur für so genannte „Unterwegsabfälle“ bestimmt, die bei einzelnen Personen beim Verzehr von Lebens- und Genuss-mitteln im Freien anfallen. Es ist unzulässig, diese Abfallbehälter zum Ablagern von sonstigen Abfällen zu benutzen.
	§ 14
	Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft
	Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsgemeinschaft für benachbarte Grund-stücke zugelassen werden, wobei das in § 11 Abs. 2 festgelegte Mindestrestmüllvolumen entsprechende Anwendung findet. Die Entsorgungsgemeinschaft kann für ein Abfallgefäß oder mehrere Abfallgefäße zugelassen werden. Die als Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grundstückseigentümer haften gegen-über der Stadt Stolberg im Hinblick auf die zu zahlende Abfallentsorgungsgebühr als Gesamt-schuldner im Sinne der §§ 421 ff. BGB. Bei der Bean-tragung einer Entsorgungsgemeinschaft ist ein Zustellbevollmächtigter zu benennen.
	§ 15
	Häufigkeit und Zeit der Leerung
	Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vor-handenen Abfallbehälter werden wie folgt geleert:
	1. Der gelbe Abfallsack wird im 2-Wochen-Rhythmus abgeholt.
	2. Die Abfallbehälter für Restmüll werden wie folgt entleert:
	a) Ringtonnen (Kunststoff) (35 l) wöchentlich/
	2-wöchentlich
	b) Euronormbehälter (40 l) wöchentlich/
	     2-wöchentlich
	c) Euronormbehälter (60 l) wöchentlich/ 
	     2-wöchentlich/
	     3-wöchentlich
	d) Euronormbehälter (80 l) wöchentlich/
	     2-wöchentlich/
	     3-wöchentlich
	e) Euronormbehälter (120 l) wöchentlich/
	     2-wöchentlich/
	     3-wöchentlich
	f) Euronormbehälter (240 l) wöchentlich/
	     2-wöchentlich/
	     3-wöchentlich
	g) Euronormbehälter  (770 l) wöchentlich/
	  (Container)   2-wöchentlich/
	     monatlich
	h) Euronormbehälter  (1100 l) wöchentlich/
	  (Container)   2-wöchentlich/
	     monatlich
	Sonstige Regelungen erfolgen durch öffentliche Bekanntmachung bzw. über den Abfallkalender. Bei Wochenfeiertagen sowie bei witterungsbedingtem Ausfall wird die Abfuhr der Restabfälle jeweils auf den nächsten Werktag verschoben.
	§ 16
	Sperrige Abfälle/Sperrmüll/Elektrogeräte
	Sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes nicht in die nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehälter eingefüllt werden können (Sperrmüll) sowie Elektro- und Elektronikgeräte, werden auf Anforderung des zur Abfallentsorgung Angeschlossenen im Gebiet der Stadt Stolberg von der Stadt außerhalb der regelmäßigen Abfallent-sorgung getrennt abgefahren. Die Sperrmüllmenge darf 3 Kubikmeter nicht übersteigen. Der Sperrmüll ist getrennt nach den Fraktionen Holz, Metalle, Küchengroßgeräte und Elektronikschrott auf dem Gehweg vor dem Hausgrundstück so geordnet bereitzustellen, dass Fußgänger und der Straßen-verkehr nicht gefährdet werden. Wo das Sammel-fahrzeug nicht vorfahren kann, muss das Sperrgut diesem entgegen gebracht werden bis zur Straße, in der die Abfuhr mit dem Sammelfahrzeug durchgeführt werden kann. Die Bereitstellung des Sperrmülls muss am mitgeteilten Abholtag spätestens bis 6.00 Uhr morgens erfolgen. Der Sperrmüll darf frühestens am Tag vor dem Abholtag ab 18 Uhr abends bereitgestellt werden. Zusätzlich können auf dem Recyclinghof des Abfallentsorgungsunternehmens weiße Ware (Küchengroßgeräte), Kühlschränke und Elektronik-schrott in haushaltsüblichen Mengen unter Vorlage der Abfallcard der Stadt Stolberg angeliefert werden. Die Mitarbeiter des beauftragten Abfallentsorgungs-unternehmens sind berechtigt, die Vorlage der Abfallcard der Stadt Stolberg zu verlangen.
	§ 17
	Anmeldepflicht
	(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt Stolberg den erstmaligen Anfall von Abfällen, die voraus-sichtliche Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück wohnenden/arbeitenden Personen sowie jede wesent-liche Veränderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf dem Grundstück wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumelden.
	(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Stadt Stolberg unverzüglich zu benachrichtigen.
	§ 18
	Auskunftspflicht, Betretungsrecht
	(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungs-berechtigte oder der Abfallbesitzer/Abfallerzeuger sind verpflichtet, über § 17 hinaus alle für die Abfall-entsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Hier-zu gehört insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten in Kliniken und Beherbergungsunternehmen. Werden Auskünfte trotz wiederholter Aufforderung nicht oder unzureichend erteilt, ist die Stadt Stolberg berechtigt, Schätzungen vorzunehmen.
	(2) Den Beauftragten der Stadt Stolberg ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, ungehinderter Zutritt zu Grundstücken zu gewähren, für die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang besteht.
	(3) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen.
	(4) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Stadt Stolberg ausgestellten Dienstausweis auszu-weisen.
	§ 19
	Unterbrechung der Abfallentsorgung
	(1) Unterbleibt die der Stadt Stolberg obliegende Abfallentsorgung bei vorübergehenden Einschrän-kungen, Unterbrechungen oder Verspätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnotwendigen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich nach-geholt.
	(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadens-ersatz.
	§ 20
	Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung/Anfall der Abfälle
	(1) Die Benutzung der kommunalen Abfallent-sorgungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss- und benutzungspflichtigen Abfallerzeuger/Abfall-besitzer die nach dieser Satzung festgelegten Abfallbehältnisse zur Verfügung gestellt werden und das an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung der bereitgestellten Abfallbehältnisse angefahren wird.
	(2) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn die Voraussetzungen des Abfall-begriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt sind.
	(3) Die Stadt Stolberg ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt.
	(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene oder zur Abholung bereitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen.
	§ 21
	Abfallentsorgungsgebühren
	Für die Benutzung der kommunalen Abfallent-sorgungseinrichtung der Stadt Stolberg und die sonstige Erfüllung abfallwirtschaftlicher Aufgaben durch die Stadt Stolberg werden Abfallentsor-gungsgebühren nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung für die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Stolberg erhoben.
	§ 22
	Andere Berechtigte und Verpflichtete
	Die sich aus dieser Satzung für die Grundstücks-eigentümer ergebenden Rechte und Pflichten gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungseigen-tümer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen zum Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigentümer werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungs-pflichtige vorhanden sind.
	§ 23
	Begriff des Grundstücks
	Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grund-stücksbezeichnung jeder zusammenhängende Grund-besitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.
	§ 24
	Ordnungswidrigkeiten
	(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwider-handelt, indem er
	a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Stadt Stolberg zum Einsammeln oder Befördern überlässt;
	b) von der Stadt Stolberg bestimmte Abfallbehälter und Abfallsäcke gemäß § 6 Abs. 1, § 6 Abs. 2, § 11 Abs. 2 dieser Satzung zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt;
	c) für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke entgegen § 13 dieser Satzung falsch bereitstellt bzw. falsch befüllt;
	d) Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 13 Abs. 2, Abs. 4, Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 9 dieser Satzung befüllt;
	e) den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesent-liche Veränderungen des Abfalls gemäß § 17 dieser Satzung nicht unverzüglich anmeldet;
	f) anfallende  Abfälle  entgegen  § 20 Abs. 2 i.V. m. § 20 Abs. 4 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder wegnimmt.
	g) den Abfallbehälter entgegen § 12 oder Sperrgut entgegen § 16 nicht ordnungsgemäß zur Ent-leerung/Abholung bereitstellt.
	(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,- € geahndet werden, soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.
	§ 25
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	Diese Satzung tritt am 01.08.2012 in Kraft.
	Bekanntmachungsanordnung:
	Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
	Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
	a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
	b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
	c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder
	d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Stolberg vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-zeichnet worden, die den Mangel ergibt.
	Stolberg (Rhld.), den 26.06.2012
	Ferdi Gatzweiler
	Bürgermeister
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	Geruchsintensive Nahrungs- und Genußmittelabfälle, z.B. Würzmittel- und Huminrückstände
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	Autowracks
	A n l a g e   2
	zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Stolberg (§ 4)
	Gesammelt werden alle Arten von Sonderabfällen aus Haushaltungen und kleineren Gewerbebetrieben, die Anschlussnehmer im Sinne der Satzung sind. So z. B.
	Abbeizmittel, Abflussreiniger, Alleskleber, Ammoniak, Autobatterien, Altöl, Altmedikamente, Akkus
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	Kalkentferner, Kaltreiniger, Klebstoffe, Knopfzellen, Kondensatoren, Korrekturflüssigkeit, Kunstharze
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	Nitroverdünnung, Neonröhren
	Ofenreiniger
	Pflanzenschutzmittel, Pinselreiniger, Putzmittel für Böden
	Quecksilber, Quecksilberlampen
	Rattengift, Raumsprays, Reinigungsmittel, Rohr-reiniger, Rostumwandler, Rostschutzmittel
	Säuren, Sanitärreiniger, Schädlingsbekämpfungs-mittel, Sekundenkleber, Silberputzmittel, Spiritus, Spraydosen
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	Waschbenzin, WCReiniger
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	BEKANNTMACHUNG
	frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 1 und 3 BauGB sowie öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 162 „KiTa Josefstraße / Erikaweg“ 
	Der Rat der Stadt Stolberg hat in seiner Sitzung am 26.06.2012 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 162 „KiTa Josefstraße/Erikaweg“ im Bereich Stolberg Donnerberg, angenommen, für diesen den Auf-stellungsbeschluss gefasst und die öffentliche Aus-legung der Planung gem. § 3 Abs. 2 BauGB ange-ordnet.
	( © Katasteramt der StädteRegion Aachen/ 749 / 2003 )
	Lage und ungefähre Umgrenzung des Plangebietes gehen aus dem beigefügten Kartenausschnitt hervor. 
	Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 162 „KiTa Josefstraße / Erikaweg“ erfolgt im beschleunigten Ver-fahren nach § 13a BauGB. Es gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Auf die Durchführung einer Umwelt-prüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und die Erstellung eines Umweltberichtes gem. § 2a BauGB wird ver-zichtet. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung entfällt.
	Es ist vorgesehen; auf dem knapp 4.000m² großen städtischen Spielplatzgrundstück im Bereich Josef-straße / Erikaweg eine 3-gruppige Kindertagestätte in freier Trägerschaft anzusiedeln. Das Vorhaben um-fasst ca. 900 m2 Gebäudefläche und ca. 970 m2 Außenspielflächen.
	Die Öffentlichkeit kann sich vorab zu den allgemeinen Zielen und Zwecken und den wesentlichen Auswir-kungen der Planung 
	vom 01.08.2012 bis einschließlich 10.08.2012
	in der Abteilung für Entwicklung und Planung, Rat-haus, Zimmer 502, 5. Etage, montags bis mittwochs 8:00 bis 16:00 Uhr, donnerstags 8:00 bis 17:30 Uhr, freitags 8:00 bis 13:00 Uhr unterrichten und während dieser Frist äußern. Die Äußerungen werden im Rah-men der Abwägung aller im Verfahren abgegebenen Äußerungen geprüft und fließen in das weitere Bau-leitplanverfahren ein.
	Unter Bezugnahme auf ( 3 Abs.2 BauGB wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf des Bebauungs-planes Nr. 162 „KiTa Josefstraße/Erikaweg“ ein-schließlich Begründung in der Zeit
	vom 13.08.2012 bis einschließlich 21.09.2012
	zu jedermanns Einsicht in den Informationskästen der Abteilung für Entwicklung und Planung im Foyer des Rathauses montags bis mittwochs 8:00 bis 16:00 Uhr, donnerstags 8:00 bis 17:30 Uhr, freitags 8:00 bis 13:00 Uhr öffentlich ausliegt. Die Artenschutz-betrachtung kann in der Abteilung für Entwicklung und Planung, Rathaus, 5. Etage, Zimmer 502, eingesehen werden. Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zur Planung abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleit-plan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach ( 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend ge-macht werden können. 
	Stolberg (Rhld.), den 28.06.2012
	Ferdi Gatzweiler
	Der Bürgermeister
	BEKANNTMACHUNG
	Entgeltordnung
	für die Nutzung von städtischen Sportanlagen, Mehrzweckhallen,
	Schulaulen, Schulhöfen und des Theatersaals im Kulturzentrum Frankental
	Die Stadt Stolberg ist bereit, sich im Rahmen ihrer realen Möglichkeiten für die Unterstützung des Sports und des Kulturlebens einzusetzen. Sie betont aus-drücklich ihre Bereitschaft zur konkreten Zusammen-arbeit mit allen Stolberger Sport- und Kulturvereinen und dem Stadtsportverband.
	Die Stadt Stolberg hält ihre Sportstätten, die Mehrzweckhallen, die Schulaulen, die Schulhöfe und den Theatersaal im Kulturzentrum Frankental durch  zweckentsprechende Ausstattung möglichst vielseitig verwendungsfähig für einen intensiven Sportbetrieb und kulturelle Veranstaltungen bereit.
	Die städtischen Sportstätten werden im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten dem Stadtsportverband und seinen angeschlossenen Vereinen sowie sonstigen sporttreibenden Gruppen und Einzelpersonen für den Trainings- und Wettkampfbetrieb zu feststehenden Übungszeiten und nach Vereinbarung überlassen.
	Die Mehrzweckhallen, die Schulaulen und die Schul-höfe können für sonstige öffentliche Veranstaltungen sowie für Vereinsveranstaltungen genutzt werden.
	Der Theatersaal im Kulturzentrum Frankental steht für Theateraufführungen, Konzerte und sonstige kultu-relle Veranstaltungen zur Verfügung.
	Für die Nutzung der städtischen Sportanlagen  und Mehrzweckhallen -außerhalb der regelmäßig zuge-wiesenen Stunden-, der Schulaulen, der Schulhöfe und des Theatersaals im Kulturzentrum Frankental  werden Nutzungsentgelte erhoben.
	Dies betrifft jedoch nicht die Nutzung für Ver-anstaltungen, an denen ausschließlich Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren teilnehmen.
	Soweit von Veranstaltern besondere Beiträge erhoben werden für die Teilnahme an Veranstaltungen, die von Vereinen, sporttreibenden Gruppen oder Einzel-personen ausgerichtet werden, sind nachstehende Nutzungsentgelte zu entrichten. Sie entfallen, wenn Überschüsse nicht entstehen bzw. Überschüsse aus den Veranstaltungen ausschließlich und vollständig gemeinnützigen Zwecken zur Verfügung gestellt werden. Die Nachweispflicht obliegt dem Veranstalter.
	Die Nutzungsentgelte werden im einzelnen wie folgt festgesetzt:
	1. Mehrzweckhallen
	Für die Nutzung städtischer Mehrzweckhallen außerhalb der regelmäßig zugewiesenen Stunden beträgt das Entgelt: 
	a) Eintagesveranstaltungen  120,00 Euro
	b) Mehrtagesveranstaltungen 180,00 Euro
	(bis 3 Tage)
	c) Versammlungsraum MZH Atsch 8,00 € pro Stunde
	Gemeinnützige Vereine im Sinne der Abgaben-ordnung erhalten den unter c) aufgeführten Raum entgeltfrei zur Verfügung gestellt.
	2. Großsporthallen
	Für die Veranstaltungen an Wochenenden in den Sporthallen Glashütter Weiher, Goethe-Gymnasium und Breinig beträgt das Entgelt:
	a) Eintagesveranstaltungen 120,00 Euro
	b) Mehrtagesveranstaltungen 180,00 Euro
	(bis 3 Tage)
	Dies gilt nicht für Ligaspiele aus den Bereichen Hand-ball, Badminton, Basketball, Tischtennis, Volleyball und Prellball sowie für Stadtmeisterschaften.
	3. Einzelveranstaltungen
	in anderen Sportstätten als 1. und 2.
	Vereine, die dem Stadtsportverband angehören, zahlen für Einzelveranstaltungen in den nachfolgend genannten Sportstätten kein gesondertes Entgelt.
	Für die übrigen Nutzer werden für solche Veran-staltungen folgende Entgelte pro Tag festgesetzt:
	* Einfachhalle   42,00 Euro
	* Kleinhalle (kleiner als 15 m x 17 m)   24,00 Euro
	* Stadion Glashütter Weiher 120,00 Euro
	4. Schulaulen
	Für die Nutzung städtischer Schulaulen beträgt das Entgelt
	a)  Eintagesveranstaltungen 120,00 Euro
	b)  Mehrtagesveranstaltungen 180,00 Euro
	(bis 3 Tage)
	5. Schulhöfe
	Für die Nutzung städtischer Schulhöfe beträgt das Entgelt
	a)  Eintagesveranstaltungen 120,00 Euro
	b)  Mehrtagesveranstaltungen 180,00 Euro
	(bis 3 Tage)
	Diese Regelung gilt nur, wenn die Schulhofnutzung kommerziellen Zwecken dient.
	6. Theatersaal Kulturzentrum Frankental
	Für die Nutzung des Theatersaals im Kulturzentrum Frankental beträgt das Entgelt
	a)  Eintagesveranstaltungen 120,00 Euro
	b)  Mehrtagesveranstaltungen 180,00 Euro
	(bis 3 Tage)
	Für die Zurverfügungstellung der unter 1. bis 6. aufge-führten Einrichtungen für städtische Veranstaltungen, für Veranstaltungen die in Zusammenarbeit mit der Stadt oder im Auftrag der Stadt durchgeführt werden und Schulveranstaltungen wird kein Entgelt erhoben.
	Die Entgeltordnung wurde vom Rat der Stadt Stolberg am 26.06.2012 beschlossen. Sie tritt ab 01.08.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entgeltordnung vom 22.04.2008 außer Kraft.
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